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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. September 1964 

9 — 94002 — 5649/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes über die 
Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der 
Seeschiffahrt 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 264. Sitzung am 20. Dezember 1963 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck; Bonner Universitäts-Buckdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54. Tel- 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Seeschiffahrt 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Dem Bund obliegen auf dem Gebiet der See- 
schiffahrt 

1. die Abwehr von Gefahren für die Sicher- 
heit und Leichtigkeit des Verkehrs 
(Schiffahrtpolizei) auf den Küstengewäs- 
sern und den nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 be- 
grenzten Binnenwasserstraßen sowie in 
den an ihnen gelegenen bundeseigenen 
Häfen; 

2. auf der hohen See 

a) die Schiffahrtpolizei hinsichtlich der 
Schiffe, welche die Bundesflagge füh- 
ren, 

b) die Vollzugsmaßnahmen, die zur Er- 
füllung völkerrechtlicher Verpflich- 
tungen der Bundesrepublik erforder- 
lich sind, 

c) die Überwachung und Unterstützung 
der Fischerei; 

3. die Überwachung der für die Verkehrs- 
sicherheit der Wasserfahrzeuge vorge- 
schriebenen Bauart, Einrichtung, Aus- 
rüstung und Maßnahmen, die Bewilligung 
der in den Schiffssicherheitsvorschriften 
vorgesehenen Ausnahmen, die Prüfung 
der Instrumente und Geräte auf ihre Eig- 
nung für den Schiffsbetrieb und ihre 
sichere Funktion an Bord, die Regulie- 
rung der Magnetkompasse, die Festle- 
gung des Freibords der Schiffe sowie die 
Erteilung der einschlägigen Erlaubnisse 
und Zeugnisse; 

4. die Überwachung der Bordausbildung 
von Besatzungsmitgliedern sowie die An- 
erkennung der für die Ausbildung geeig- 
neten Schiffe; 

5. die Erteilung der Befähigungszeugnisse 
für Kapitäne, Schiffsoffiziere, Seefunker, 
Schiffsleute und Führer von Sportfahr- 
zeugen ; 

6. die Festsetzung der für die Verkehrs- 
sicherheit der Schiffe in den einzelnen 
Fahrtgebieten erforderlichen Mindestbe- 
satzung, soweit das Seemannsgesetz oder 
dazu ergangene Durchführungsverord- 
nungen eine besondere Festsetzung vov- 
sehen; 


7. die Genehmigungen, die nach den 
Rechtsvorschriften über die Beförderung 
gefährlicher Seefrachtgüter erforderlich 
sind, wenn ein dort nicht vorgesehenes 
Gut oder Verpackungsmittel zugelassen 
oder vom Verbot des Zusammenpackens 
gefährlicher Güter abgewichen werden 
soll; 

8. die Vorsorge für den in Seenotfällen er- 
forderlichen Such- und Rettungsdienst; 

9. die Bereitstellung von Einrichtungen zur 
Entmagnetisierung von Schiffen; 

10. die nautischen und hydrographischen 
Dienste, insbesondere 

a) der Seevermessungsdienst, 

b) der Gezeiten-, Windstau- und Sturm- 
flutwarndienst, 

c) der Eisnachrichtendienst, 

d) der erdmagnetische Dienst, 

e) der Zeitdienst; 

11. die Herstellung und Herausgabe amt- 
licher Seekarten und amtlicher nau- 
tischer Veröffentlichungen sowie die Ver- 
breitung nautischer Warnnachrichten; 

12. die Überwachung des Meerwassers auf 

a) Radioaktivität und 

b) sonstige schädliche Beimengungen. 

(2) Küstengewässer im Sinne dieses Gesetzes 
sind die zwischen der Küstenlinie bei mittlerem 
Hochwasser oder der seewärtigen Begrenzung der 
Binnenwasserstraßen und der seewärtigen Begren- 
zung des Küstenmeeres gelegenen Wasserflächen. 

§ 2 

Die Behörden der Wasser- und Schiffahrtsverwal- 
tung des Bundes haben im Rahmen des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 nach pflichtgemäßem Ermessen die notwendi- 
gen Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Sicher- 
heit und Leichtigkeit des Verkehrs auf den Küsten- 
gewässern, den nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 begrenzten 
Binnenwasserstraßen und in den an ihnen gelege- 
nen bundeseigenen Häfen zu treffen; Rechtsverord- 
nungen können sie nur im Fall des § 6 Abs. 1 erlas- 
sen. 

§ 3 

Der Bund hat dafür zu sorgen, daß an die Bewer- 
ber um Befähigungszeugnisse hinsichtlich der für die 
Seeschiffahrt notwendigen Kenntnisse angemessene 
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und einheitliche Anforderungen gestellt werden. Zu 
den Prüfungen, die Lehrgänge an den seemännischen 
Fachschulen für Schiffsoffiziere des nautischen oder 
masdiinentechnischen Dienstes abschließen, kann er 
zu seiner Unterrichtung Vertreter entsenden. Die 
sonstigen zum Erwerb von Befähigungszeugnissen 
für Kapitäne, Schiffsoffiziere, Seefunker, Schiffsleute 
und Führer von Sportfahrzeugen vorgeschriebenen 
Prüfungen führt der Bund durch. 

§ 4 

(1) Das Deutsche Hydrographische Institut ist 
eine Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Verkehr. Es hat 

1. die Seeschiffahrt und Seefischerei durch 
naturwissenschaftliche und nautisch-tech- 
nische Forschungen zu fördern; meeres- 
biologische Forschungen sind ausgenom- 
men; 

2. die nautischen Instrumente und Geräte 
der Schiffsausrüstung auf ihre Eignung für 
den Schiffsbetrieb und ihre sichere Funk- 
tion an Bord zu prüfen und die Magnet- 
kompasse zu regulieren; 

3. die Aufgaben nach § 1 Abs. 1 Nr. 10 bis 12 
wahrzunehmen; bei der Überwachung des 
Meereswassers auf Radioaktivität kann 
der Bundesminister für wissenschaftliche 
Forschung fachliche Weisungen erteilen. 

Die Zuständigkeit der Wasser- und Schiffahrtsdirek- j 
tionen und -ämter des Küstenbereichs, im Rahmen 
ihrer allgemeinen Aufgaben die Fahrwasser zu ver- 
messen und nautische Warnnachrichten zu verbrei- 
ten, bleibt unberührt. 

(2) Das Deutsche Hydrographische Institut kann 
sich bei der Durchführung der Aufgabe nach Ab- 
satz 1 Nr. 2 für bestimmte Fälle geeigneter Perso- 
nen mit deren Zustimmung als Hilfsorgane bedie- 
nen. 

§ 5 

Erfordert eine dem Bund nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4 übertragene Aufgabe eine Kontrolle an Bord 
eines Wasserfahrzeugs, so sind der Eigentümer so- 
wie der Führer des Fahrzeugs verpflichtet, den mit 
der Aufgabe betrauten Personen jederzeit das Be- 
treten des Fahrzeugs und die Ausübung ihrer Be- 
fugnisse zu ermöglichen. Sie haben die bei der 
Überprüfung benötigten Arbeitskräfte und Hilfsmit- 
tel bereitzustellen sowie die Auskünfte zu erteilen 
und die Unterlagen vorzulegen, die zur Erfüllung 
ihrer Aufgabe erforderlich sind. Das Grundrecht des 
Artikels 13 des Grundgesetzes über die Unverletz- 
lichkeit der Wohnung wird insoweit eingeschränkt. 

§ 6 

(1) Der Bundesminister für Verkehr wird ermäch- 
tigt, zur Abwehr von Gefahren für die Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs Rechtsverordnungen 
zu erlassen über 1 


1. die Begrenzung der Binnenwasserstraßen, 
auf denen wegen ihrer Bedeutung für den 
Seeschiffsverkehr die Internationalen Re- 
geln zur Verhütung von Zusammenstößen 
auf See {Anhang B des Internationalen 
Schiffssicherheitsvertrages — Seestraßen- 
ordnung — Bundesgesetzbl. 1953 II S. 603, 
760) ganz oder teilweise angewendet wer- 
den sollen; 

2. das Verhalten auf den Küstengewässern, 
den nach Nummer 1 begrenzten Binnen- 
wasserstraßen und den Wasserflächen der 
bundeseigenen Häfen sowie hinsichtlich 
der Schiffe, welche die Bundesflagge füh- 
ren, auf der hohen See; 

3. die Anforderungen an die Besetzung von 
Sportfahrzeugen, die Eignung und Befähi- 
gung der Führer von Sportfahrzeugen und 
die erforderlichen Befähigungszeugnisse; 

4. die Anforderungen an den Bau, die Ein- 
richtung, die Ausrüstung, die Benutzung 
und den Freibord der Wasserfahrzeuge, 
die erforderlichen Prüfungen, Abnahmen, 
Erlaubnisse und Bescheinigungen sowie 
die Sicherheitsmaßnahmen während der 
Schiffsreise; 

5. die Anforderungen für die Beförderung 
von Schüttgütern und gefährlichen See- 
frachtgütern; 

6. die von den Schiffsführern zu erstattenden 
Meldungen. 

Die Rechtsverordnungen nach Satz 1 Nr. 3 bis 5 kön- 
nen die für die Ausführung zuständigen Stellen be- 
stimmen und das Verfahren festlegen, in dem der 
Nachweis für die Erfüllung der Anforderungen zu 
erbringen ist. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr wird ermäch- 
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Justiz durch Rechtsverordnung zu bestimmen, 

1. auf welchen Schiffen und in welchen 
Fahrtgebieten Tagebücher zu führen sind, 

2. welche für die Sicherheit der Seeschiff- 
fahrt oder die Strafrechtspflege bedeu- 
tungsvollen Tatsachen einzutragen sind, 

3. wie und von wem 

a) die Bücher zu führen sind, 

b) die Einhaltung der Vorschriften zu 
überwachen ist. 

(3) Rechtsverordnungen nach den Absätzen 1 
und 2 über die Funkausrüstung, den Funkwachdienst 
die Funknavigationseinrichtungen sowie die Füh- 
rung der Funktagebücher sind gemeinsam mit dem 
Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
zu erlassen. 

(4) Von den Ermächtigungen der Absätze 1 und 2 
kann auch zur Durchsetzung von internationalen 
Übereinkommen, insbesondere auch von Änderun- 
gen des Internationalen Übereinkommens zum 
Schutz des menschlichen Lebens auf See vom 10. Juni 
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1948 (Bundesgesetzbl. 1953 II S. 603, 615) gemäß 
dessen Artikel IX und des Internationalen Überein- 
kommens über den Freibord der Kauffahrteischiffe 
vom 5. Juli 1930 (Reichsgesetzbl. 1933 II S. 707) ge- 
mäß dessen Artikel 20 Gebrauch gemacht werden. 

(5) Die Ermächtigungen nach Absatz 1 Nr. 4 bis 6 
und Absatz 2 erstrecken sich nicht auf den Erlaß 
von Vorschriften für die Schiffe der Bundeswehr. 
Die Ermächtigung nach Absatz 1 Nr. 4 erstreckt sich 
ferner nicht auf den Erlaß von Vorschriften, die 
überwachungsbedürftige Anlagen im Sinne des § 24 
der Gewerbeordnung zum Gegenstand haben. 

(6) Vor dem Erlaß von Rechtsverordnungen nach 
Absatz 1 Nr. 5 über gefährliche Seefrachtgüter ist 
ein Fachausschuß zu hören. Der Ausschuß besteht 
aus je einem Vertreter der fachlich beteiligten Bun- 
desminister, der Regierungen der beteiligten Län- 
der, der See-Berufsgenossenschaft, der chemischen 
Industrie, der Wissenschaft, der Reeder und Ge- 
werkschaften. 

(7) Der Bundesminister für Verkehr kann durch 
Rechtsverordnung die Ermächtigungen nach Ab- 
satz 1 Nr. 1 und 2 auf die Wasser- und Schiffahrts- 
direktionen übertragen. 

§ 7 

(1) Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen Rechtsverordnungen zu erlassen über 

1. die Kosten (Gebühren und Auslagen) für 
Verwaltungshandlungen nach § 1 Abs. 1 
sowie nach § 3 Satz 3; 

2. die Abgaben und Entgelte für das Befah- 
ren des Nord-Ostsee-Kanals sowie die da- 
bei in Ansprudi genommenen Kanalsteu- 
rer und sonstigen Hilfsdienste. 

Soweit Verwaltungskosten nach Satz 1 Nr. 1 Funk- 
geräte und -anlagen oder die zu ihrer Bedienung 
bestimmten Personen betreffen, sind die Rechtsver- 
ordnungen im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für das Post- und Fernmeldewesen zu erlassen. 

(2) Vor dem Erlaß von Rechtsverordnungen nach 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 sind die Küstenländer anzu- 
hören. 

§ 8 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. als Eigentümer oder Führer eines Wasser- 
fahrzeugs entgegen § 5 das Betreten des 
Fahrzeugs und die Vornahme von Kon- 
trollen nicht duldet oder die benötigten 
Arbeitskräfte und Hilfsmittel nicht bereit- 
stellt oder die erforderlichen Auskünfte 
nicht oder nicht richtig erteilt oder Unter- 
lagen nicht vorlegt; 

2. als Führer eines Wasserfahrzeugs oder 
sonst für die Sicherheit Verantwortlicher 


einer nach § 6 erlassenen Rechtsverord- 
nung oder einer auf Grund einer solchen 
Rechtsverordnung getroffenen vollzieh- 
baren Anordnung zuwiderhandelt, soweit 
die Rechtsverordnung für einen bestimm- 
ten Tatbestand auf diese Bußgeldvor- 
schrift verweist; 

3. als Führer eines Wasserfahrzeugs den 
Vorschriften der Internationalen Regeln 
zur Verhütung von Zusammenstößen auf 
See (Anhang B des Internationalen Schiffs- 
sicherheitsvertrages — Seestraßenord- 
nung) zuwiderhandelt. 

(2) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 
kann mit einer Geldbuße bis zu eintausend Deutsche 
Mark geahndet werden. Eine Ordnungswidrigkeit 
nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 kann, wenn sie vorsätz- 
lich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu zehn- 
tausend Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig began- 
gen ist, mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Deut- 
sche Mark geahndet werden. 

§ 9 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 8 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 und Abs. 2 gelten auch für denjenigen, der als 
vertretungsberechtigtes Organ einer juristischen 
Person, als Mitglied eines solchen Organs oder als 
gesetzlicher Vertreter eines anderen handelt. Dies 
gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche 
die Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirk- 
sam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Unternehmens oder eines Teiles des Unternehmens 
eines anderen beauftragt oder von diesem aus- 
drücklich damit betraut ist, in eigener Verantwor- 
tung Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz oder 
die zu diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnun- 
gen auferlegen. 

§ 10 

Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im 
Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 

§ 11 

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 Abs. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist der Bun- 
desminister für Verkehr; er entscheidet auch über 
die Abänderung und Aufhebung eines rechts- 
kräftigen, gerichtlich nicht nachgeprüften Bußgeld- 
bescheides (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten). In den Verordnungen nach § 6 
kann eine nachgeordnete Behörde oder die See-Be- 
rufsgenossenschaft als zuständige Behörde im Sinne 
des § 73 Abs. 1 und des § 66 Abs. 2 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten bestimmt werden. Wird 
die See-Berufsgenossenschaft bestimmt, so unter- 
steht sie insoweit der Fachaufsicht des Bundesmini- 
sters für Verkehr. 
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§ 12 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als mit Aufgaben auf Grund dieses 
Gesetzes oder einer dazu erlassenen Rechtsverord- 
nung beauftragte Person bekarintgeworden ist, un- 
befugt offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Stra- 
fen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, 
unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


§ 13 


§ 520 des Handelsgesetzbuches erhält folgende 
Fassung: 


.§ 520 

Wird auf dem Schiff ein Tagebuch geführt, so 
sind alle Unfälle einzutragen, die sich während 
der Reise ereignen und die das Schiff, Personen 
oder die Ladung betreffen oder sonst einen 
Vermögensnachteil zur Folge haben können. 
Dabei ist eine vollständige Beschreibung dieser 
Unfälle unter Angabe der zur Abwendung oder 
Verringerung der Nachteile angewendeten 
Mittel aufzunehmen." 


§ 14 

§ 1 des Gesetzes über die Aufgaben des Bundes 
auf dem Gebiete der Seeschiffahrt vom 22. Novem- 
ber 1950 (Bundesgesetzbl. S. 767) erhält folgende 
Fassung; 


.§ 1 

Dem Bund obliegt die Förderung der Han- 
delsflotte im allgemeinen deutschen Interesse." 


§ 15 

(1) Dieses Gesetz berührt nicht 

1. die Reichsversicherungsordnung, 

2. das Gesetz über Fernmeldeanlagen in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14. Ja- 
nuar 1928 (Reichsgesetzbl. I S. 8), I 

v3. die §§ 102 bis 102 b des Seemannsgesetzes I 
in der Fassung des Gesetzes vom 25. Au- i 
gust 1961 (Bundesgesetzbl. II S. 1391), 

4. das Atomgesetz vom 23. Dezember 1959 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 815) in der Fassung 
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des Gesetzes vom 23. April 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 200), 

5. die über die Vereinbarung über die Aus- 
übung der schiffahrtpolizeilichen Vollzugs- 
aufgaben erlassenen Gesetze der Länder 

a) Bremen vom 12. April 1955 (Gesetz- 
blatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 59), 

b) Hamburg vom 5. Mai 1956 (Hambur- 
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt I 
S. 83), 

c) Niedersachsen vom 23. Dezember 1955 
(Niedersächsisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt S. 293), 

d) Schleswig-Holstein vom 15. Juli 1955 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Schleswig-Holstein S. 137). 

(2) Unberührt bleiben Aufgaben auf dem Gebiet 
der Seeschiffahrt, die dem Bund durch frühere 
Rechtsvorschriften übertragen worden sind. 


§ 16 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 17 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft; 

gleichzeitig treten außer Kraft 

1. das Gesetz betreffend die Deutsche Seewarte 
vom 9. Januar 1875 (Reichsgesetzbl. S. 11), 

2. die Verordnung betreffend den Geschäftskreis, 
die Einrichtung und die Verwaltung der Deut- 
schen Seewarte vom 26. Dezember 1875 
(Reichsgesetzbl. S. 385) in der Fassung der 
Verordnung vom 4. Februar 1895 (Reichsge- 
setzbl. S. 151), 

3. das Bremische Gesetz betreffend den Erlaß von 
Vorschriften über das Schiffstagebuch vom 
19. Februar 1904 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 49), 

4. das Gesetz betreffend die Schiffsmeldungen 
bei den Konsulaten des Deutschen Reichs 
vom 18. Juni 1911 (Reichsgesetzbl. S. 253), 

5. das Gesetz über die Abgaben auf dem Kaiser- 
Wilhelm-Kanal vom 14. November 1922 
(Reichsgesetzbl. II S. 783), 

6. die §§ 27 bis 29 a, 31 und 32 der Schiffsbeset- 
zungsordnung vom 29. Juni 1931 (Reichsgesetz- 
blatt II S. 517), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung vom 8. Januar 1960 (Bundesgesetz- 
blatt II S. 147), 

7. §§ 2 und 4 Abs. 2 des Gesetzes über die Auf- 
gcibon des Bundes auf dem Gebiete der See- 
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sdiiffahrt vom 22. November 1950 (Bundesge- j 
setzbl. S. 767), 

8. Artikel 2, 3, 4 Abs. 1 und Artikel 5 Abs. 1 des 
Gesetzes über den Beitritt der Bundesrepublik 


Deutschland zum Internationalen Schiffssicher- 
heitsvertrag, London 1948, vom 22. Dezember 
1953 (BundesgesetzbL II S. 603), 

9. die §§ 519 und 521 des Handelsgesetzbuches. 


Begründung 


I. 

Allgemeines 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das 
in diesem Gesetzentwurf geregelte Sachgebiet ist in 
Artikel 74 Nr. 21 und Artikel 89 Abs. 2 Satz 2 GG 
begründet. Das neue Gesetz soll das Gesetz über 
die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiete der See- 
schiffahrt vom 22. November 1950 (BundesgesetzbL 
S. 767) ergänzen. Dieses Gesetz ist seit seiner Ver- 
kündung dreimal geändert worden, nämlich 

1. durch den Artikel 5 Abs. 2 des Gesetzes vom 
22. Dezember 1953 über den Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland zum Internationalen Schiffs- 
sicherheitsvertrag London 1948 (BundesgesetzbL 
1953 II S. 603); geändert wurde § 4 betr. die 
Durchführung von Schiffssicherheitsaufgaben 
durch die See-Berufsgenossenschaft; 

2. durch Artikel 6 Abs. 2 des Gesetzes vom 8. Ok- 
tober 1957 über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zu dem Übereinkommen über ein 
einheitliches System der Schiffsvermessung (Bun- 
desgesetzbL 1957 II S. 1469); aufgehoben wurde 
§ 3 betr. die Zuständigkeitsregelung auf dem Ge- 
biet der Schiffsvermessung; 

3. durch § 48 Abs. 4 des Außenwirtschaftsgesetzes 
vom 28. April 1961 (BundesgesetzbL I S. 481); 
eingefügt wurde ein neuer § 3 betr. die Behe- 
bung des Mangels von Schiffsraum in einer wirt- 
schaftlichen Krisenlage. 

Auch der vorliegende Entwurf ändert das Gesetz 
vom 22. November 1950, indem er in § 17 Nr. 7 
einige seiner Vorschriften aufhebt; er läßt aber — 
einem Wunsche der Küstenländer entsprechend — 
insbesondere die wichtigen Vorschriften der §§ 3, 4 
Abs. 1 und des § 5 unberührt. Das neue Gesetz 
soll die nachfolgend in kurzer Zusammenfassung 
aufgezählten Schwierigkeiten beseitigen: 

1. § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Aufgaben des 
Bundes auf dem Gebiete der Seeschiffahrt vom 
22. November 1950 hatte ohne eine spezielle Auf- 
zählung der einzelnen Verwaltungsaufgaben auf 
dem Gebiet der Seeschiffahrt ehemalige Reichs- 
aufgaben auf diesem Gebiet in einer allgemein 
gehaltenen Vorschrift auf den Bund übergeleitet; 


dabei waren insbesondere Verwaltungsaufgaben 
auf dem personellen Sektor der Schiffssicherheit 
(Befähigungszeugnisse, Schiffsbesetzung) nicht 
einzeln aufgeführt, was zu Zweifeln über die Zu- 
ständigkeitsverteilung führte. Um diese Zwei- 
felfragen zu beseitigen, mußten die Verwal- 
tungskompetenzen des Bundes und der Länder 
zweckmäßig abgegrenzt und die Verwaltungs- 
aufgaben des Bundes einzeln genannt und klar 
Umrissen werden. 

Die Verwaltungsaufgaben der Länder auf dem 
Gebiet der Seeschiffahrt sind beträchtlich; so 
sind Einrichtungen der Länder 

a) mit wenigen Ausnahmen die Häfen, 

b) die bei bestimmten Amtsgerichten geführten 
Seeschiffsregister, 

c) die seemännischen Fachschulen (für nautische 
Schiffsoffiziere, Schiffsingenieure, Seemaschi- 
nisten und Funkoffiziere) und die Seemanns- 
schulen (Internatsschulen für die Ausbildung 
der Matrosen), 

d) die inländischen Seemannsämter mit ihren 
mannigfaltigen Aufgaben nach dem See- 
mannsgesetz, 

e) die Wasserschutzpolizei, 

f) die Seeämter, die in erster Instanz die Ur- 
sachen von Seeunfällen untersuchen, 

g) die Strandbehörden (Strandvögte und Strand- 
ämter), die angetriebene oder im Seegebiet 
geborgene Gegenstände zu verwalten haben. 

Andererseits obliegen dem Bund Verwaltungs- 
aufgaben, die ihm durch mehrere Einzelgesetze 
übertragen worden sind (vgl. die Begründung zu 
§ 15 Abs. 2). Diese Aufgaben ergeben sich im 
wesentlichen daraus, daß 

a) die Verwaltungskompetenzen der Länder an 
der seewärtigen Hoheitsgrenze enden, die 
Seeschiffe aber diese Grenze regelmäßig 
überschreiten; 

b) die Schiffe eine einheitliche Handelsflotte bil- 
den (Artikel 27 GG); 

c) die für den Seeverkehr wichtigen Wasser- 
straßen im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Eigentum des Bundes sind und seiner Ver- 
waltung unterliegen (Artikel 89 Abs. 1 und 
Abs. 2 Satz 1 GG). 
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Im Hinblick hierauf ist es nur folgerichtig, dem 
Bund auch diejenigen Verwaltungsaufgaben zu 
übertragen, die wahrgenommen werden müssen, 
um den Verkehr der internationalen Seeschiff- 
fahrt im Bundesgebiet zu sichern und die Men- 
schen an Bord von Schiffen, welche die Bundes- 
flagge führen, auf See vor Gefahren zu schützen. 
Die §§ 1 bis 4 des Gesetzentwurfs folgen diesem 
Grundsatz. Die dort aufgezählten Verwaltungs- 
aufgaben können später, ohne das gegenwärtige 
Gesetz notwendigerweise ändern zu müssen, 
durch weitere Gesetze nach Artikel 74 Nr. 21 GG 
ergänzt werden. Andererseits kann § 1 Abs. 2 
des Gesetzes vom 22. November 1950 ohne Scha- 
den aufgehoben werden, zumal die dem Bund in 
früheren Einzelgesetzen übertragenen Aufgaben 
unberührt gelassen werden (vgl. § 15 Abs. 2). 

2. § 1 Abs. 3 des Gesetzes über die Aufgaben des 
Bundes auf dem Gebiete der Seeschiffahrt vom 
22. November 1950 übertrug dem Bund die Auf- 
gaben des Deutschen Hydrographischen Instituts, 
ohne diese Aufgaben im einzelnen zu nennen. Da 
die Aufgaben des Deutschen Hydrographischen 
Instituts auch bei und nach seiner Gründung nicht 
ausdrücklich fixiert worden sind und das Deut- 
sche Hydrographische Institut andererseits von 
verschiedenen früheren Reichsbehörden (Deut- 
sche Seewarte, einzelne Marinedienststellen) I 
zwar einzelne, aber nicht alle Aufgaben über- 
nommen hat, ist eine Fixierung der Aufgaben 
wie bei anderen Oberbehörden notwendig. Dies 
geschieht in § 4 des Gesetzentwurfs. 

3, Der Bund besitzt z. Z. keine genügenden Ermäch- 
tigungen, um den Bedürfnissen der Praxis ent- 
sprechend schnell Vorschriften erlassen zu kön- 
nen, die der Sicherheit des Verkehrs auf den deut- 
schen Küstengewässern und Seeschiffahrtstraßen 
und der Sicherheit der Seeschiffe dienen. Beim 
Erlaß von Verkehrsvorschriften war der Bundes- 
minister für Verkehr bisher auf die verschiedent- 
lich angezweifelte Rechtsgrundlage des § 366 Nr. 1 0 
des Strafgesetzbuches in Verbindung mit Ar- 
tikel 89 des Grundgesetzes angewiesen. Eine alle 
Zweifel beseitigende Ermächtigung, wie sie auf 
dem Gebiet der Binnenschiffahrt nach dem Gesetz 
vom 15. Februar 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 317) 
bereits besteht, enthält nunmehr § 6 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 des Gesetzentwurfs. Die neue Ermächtigung 
ist auch deswegen erforderlich, weil § 366 StGB 
nicht in das neue Strafgesetzbuch übernommen 
werden soll (vgl. Entwurf eines Strafgesetz- 
buches — Drucksache IV/650). 

Technische Sicherheitsvorschriften konnte der 
Bund bisher nur auf Grund des Artikels 3 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 1953 über den Bei- 
tritt der Bundesrepublik Deutschland zum Inter- 
nationalen Schiffssicherheitsvertrag London 1948 
erlassen. Er war dabei eng an den Inhalt des 
Übereinkommens gebunden und konnte daher 
für Schiffe, die dem internationalen Schiffssicher- 
heitsvertrag nicht unterliegen (z. B. Frachtschiffe 
unter 500 BRT, Fischereifahrzeuge, Schiffe in der 
inländischen Küstenfahrt), keine Sicherheitsvor- 
scbriften erlassen. Die See-Berufsgenossonschafi 


mußte mit ihren Unfallverhütungsvorschriften 
die Lücke ausfüllen, obwohl die Ermächtigung, 
die sie selbst zum Erlaß solcher Vorschriften hat, 
(§ 1199 i. V. mit § 848 a RVO) nicht ausreicht. 
Ausreichende Ermächtigungen enthält jetzt § 6 
dos Entwurfs. 

4. Zuwiderhandlungen gegen Sicherheitsvorschrif- 
ten des Seeverkehrs werden z. Z. nach sehr unein- 
heitlichen Vorschriften geahndet. Die für die Ver- 
kehrssicherheit auf den Seeschiffahrtstraßen und 
den Küstengewässern maßgeblichen Verordnun- 
gen sind im wesentlichen auf § 366 Nr. 10 StGB 
gestützt und können daher auch nur nach dieser 
Vorschrift bestraft werden, die sich jedoch wegen 
ihres beschränkten Strafrahmens in der Praxis 
als unzureichend erwiesen hat. 

Die zur Durchführung des Schiffssicherheitsver- 
trages von 1948 erlassenen Verordnungen ver- 
wiesen für Zuwiderhandlungen auf die Strafvor- 
schriften des Artikels 4 Abs. 2 des Gesetzes vom 
22. Dezember 1953. Nach dieser Vorschrift, die 
Geldstrafe ohne besondere Begrenzung androht, 
sind alle Zuwiderhandlungen Vergehen. Dies er- 
scheint bei einfachen Ordnungsverstößen unan- 
gemessen. 

Gelegentlich wird in der Praxis bei Verstößen, 
bei denen eine Gemeingefahr kaum begründet 
werden kann, der schwerwiegende Tatbestand 
der Transportgefährdung (§ 315 StGB) herange- 
zogen. 

Die §§ 8 und 9 des Entwurfs sehen für die Ahn- 
dung von einfachen Ordnungsverstößen nunmehr 
Geldbußen nach dem Gesetz über Ordnungswi- 
drigkeiten vor. Hingegen soll für grobpflich- 
widrige Verstöße gegen Rechtsvorschriften zur 
Sicherung des Schiffsverkehrs, durch welche Leib 
oder Leben eines anderen oder fremde Sachen 
von bedeutendem Wert gefährdet werden, künf- 
tig nach dem neugefaßten § 315 a StGB — 
Drucksache IV/651 — Gefängnisstrafe angedroht 
werden. Der Entwurf eines Strafgesetzbuches von 
1962 wird den neugefaßten § 315 a ohne erneute 
Änderung übernehmen (vgl. § 343 des Entwurfs 
— Drucksache IV/650). 

Durch die Erteilung von Befähigungszeugnissen 
durch den Bund (§ 1 Abs. 1 Nr. 5) entsteht bei den 
Wasser- und Schiffahrtsdirektionen Hamburg und 
Bremen ein Personalbedarf von je einem Ange- 
stellten. Die hierdurch entstehenden zusätzlichen 
Kosten werden isich auf höchstens 25 764 DM 
belaufen und durch neue Gebühren, zu deren 
Festsetzung § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ermächtigt, 
gedeckt werden können. 

Weitere Personalkosten werden entstehen, wenn 
Zuwiderhandlungen gegen Rechtsverordnungen, 
die auf Grund des § 6 erlassen werden können, 
von Behörden der Wasser- und Schiffahrtsver- 
waltung des Bundes zu ahnden sind. Der Bedarf 
an Personal wird bei der Vorbereitung der 
Rechtsverordnungen zu prüfen sein. Die dabei 
entstehenden Kosten werden durch die einkom- 
menden Geldbußen (vgl. § 8 Abs. 2) gedeckt wer- 
den können. 
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II. 

Zu den einzelnen Vorschriften 

§ 1 

faßt die Verwaltungsaufgaben des Bundes zusam- 
men, die er zur Sicherung der Seefahrt wahrnimmt 
und die nach Artikel 89 Abs. 2 Satz 2 GG in einem 
formellen Gesetz festgelegt sein müssen. 

Nummer 1 

bestimmt, wie das entsprechnd für die Binnenwas- 
serstraßen des Bundes bereits durch § 1 Abs. 1 Nr. 2 
des Gesetzes über die Aufgaben des Bundes auf 
dem Gebiet der Binnenschiffahrt vom 15. Februar 
1956 (Bundesgesetzbl. II S. 317) geschehen ist, daß 
der Bund für alle vornehmlich der Seeschiffahrt 
dienenden Gewässer im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes die schiffahrtpolizeilichen Verwaltungs- 
aufgaben wahrzunehmen hat. Auf diesen Gewäs- 
sern sollen die Sicherheitsbestimmungen einheitlich 
durchgeführt werden, eine Aufgabe, die der Bund 
mit den Behörden der Wasser- und Schiffahrtsver- 
waltung erfüllt (vgl. dazu § 2). über die Ausübung 
der schiffahrtpolizeilichen Vollzugsaufgaben hat der 
Bund mit den Ländern eine Verwaltungsvereinba- 
riing abgeschlossen; die Länder haben sie zum 
Gegenstand besonderer Landesgesetze gemacht, die 
durch dieses Gesetz nicht berührt werden (vgl. § 15 
Abs. 1 Nr. 5). Der Bund hat sich in dieser Verwal- 
tungsvereinbarung nur wenige schiffahrtpolizeiliche 
Exekutivaufgaben Vorbehalten; im übrigen werden 
die schiffahrtpolizeilichen Vollzugsaufgaben über- 
wiegend von der Wasserschutzpolizei der Länder 
wahrgenommen. 

Nummer 2 

faßt die Verwaltungsaufgaben zusammen, die auf 
der hohen See, also außerhalb der seewärtigen 
Grenzen des Hoheitsgebiets, von der Bundesrepublik 
wahrzunehmen sind. Wenn auch das Gebiet der 
hohen See grundsätzlich keiner staatlichen Hoheits- 
gewalt unterworfen ist, so unterliegen doch die 
Schiffe, welche die hohe See befahren, der Hoheits- 
gewalt des Staates, in dem sie registriert sind und 
dessen Flagge sie führen. Hieraus resultieren die 
dem Bund nach Buchstaben a und b zugewiesenen 
Verwaltungsbefugnisse. 

Gegenüber Schiffen fremder Flaggen kann ein Staat 
polizeiliche Maßnahmen nur in wenigen völkerrecht- 
lich geregelten Ausnahmefällen ergreifen. So kann 
jeder Staat nach den Regeln des allgemeinen Völ- 
kerrechts mit Zwangsmitteln gegen die Piraterie und 
den Sklavenhandel einschreiten. In der Praxis be- 
deutungsvoller sind jedoch die Fälle, für die der 
Staat in besonderen völkerrechtlichen Verträgen den 
anderen Vertragsstaaten im gemeinsamen Interesse 
bei der Überwachung der Schiffahrt der Vertrags- 
partner polizeiliche Hilfe zugesagt hat. So ist in 
verschiedenen internationalen Verträgen eine ge- 
meinsame Überwachung der Vertragsstaaten für 
ihre Schiffe vorgesehen, so z. B. in 

a) Artikel 26 bis 32 des Internationalen Vertrages 
betreffend die polizeiliche Regelung der Fischerei 


in der Nordsee außerhalb der Küstengewässer 
(Den Haag, 6. Mai 1882), vgl. Reichsgesetzbl. 
1884 S. 25; 

b) Artikel 10 des Internationalen Vertrages zum 
Schutz der unterseeischen Telegraphenkabel 
(Paris, 14, März 1884), vgl, Reichsgesetzbl. 1888 
S. 151; 

c) Artikel 7 des Internationalen Vertrages zur 
Unterdrückung des Branntweinhandels unter den 
Nordseefischern auf hoher See (Den Haag, 
16. November 1887/14. Februar 1893), vgl. Reichs- 
gesetzbl. 1894 S. 427; 

d) Artikel 9 des Internationalen Übereinkommens 
zur Bekämpfung des Alkoholschmuggels (Hel- 
sinki, 19, August 1925), vgl. Reichsgesetzbl. 1926 
II S. 220. 

Solche Aufgaben werden in der Bundesrepublik seit 
jeher als Bundesaufgaben angesehen; jedoch war 
das bisher nirgends ausdrücklich festgelegt. 

Nummer 3 

faßt einige Uberwachungsaufgaben für die Sicher- 
heit der Seeschiffahrt zusammen, mit denen die 
verkehrssichere Beschaffenheit der Seeschiffe ge- 
währleistet werden soll. Ein Teil dieser Aufgaben 
war für die Schiffe, die unter das Internationale 
Übereinkommen zum Schutz des menschlichen Le- 
bens auf See von 1948 fallen, bereits in dem Zu- 
stiminungsgesetz vom 22. Dezember 1953 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 603) enthalten, vgl. Artikel 5 Abs. 1 
a. a. O. Da der Schiffssicherheitsvertrag von 1948 in 
Kürze durch den von 1960 ersetzt werden wird und 
dann auch das erwähnte Zustimmungsgesetz gegen- 
standslos wird, übernimmt der Entwurf diese Auf- 
gaben und stellt überdies klar, daß die Verwaltungs- 
aufgabe des Bundes sich nicht auf die unter den 
Schiffssicherheitsvertrag fallenden Schiffskategorien 
beschränkt. Einige mit der laufenden Überwachung 
eng zusammenhängende Aufgaben, wie die Regulie- 
rung der Magnetkompasse und die Überwachung 
des Freibords sind in die Nummer 3 mitaufgenom- 
men worden. 

Die Vorschriften der Nummern 4 bis 6 und des § 3 
sollen die bisher unübersichtliche Zuständigkeits- 
regelung für die Aufgaben klären, welche die Bun- 
desrepublik nach Artikel V der Regel 13 des Inter- 
nationalen Übereinkommens zum Schutz des 
menschlichen Lebens auf See von 1948 zu erfüllen 
hat. Nach dieser Vorschrift hat jeder Vertragsstaat 
sicherzustellen, daß die Schiffe mit einer ausreichen- 
den Zahl genügend qualifizierter Seeleute besetzt 
sind. Hiernach ist es notwendig, 

a) bei der Schiffsbesetzung die Dienstposten, für die 
infolge der Entwicklung der Technik und Nautik 
verschiedenartige Spezialkenntnisse erforderlich 
sind, zu bestimmen, 

b) für die einzelnen Schiffskategorien die Zahl der 
Besatzungsmitglieder festzusetzen, die zur Wahr- 
nehmung der einzelnen Dienstposten an Bord 
erforderlich ist, 

c) für die Bordausbildung der Besatzungsmitglie- 
der zu sorgen. 
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In der Bundesrepublik gelten auf diesem Gebiet j 
zahlreiche, der Zusammenfassung bedürftige Rechts- 
vorschriften, unter denen für die Belange dieses 
Entwurfs nur auf die folgenden hinzuweisen ist: 

a) § 31 der Gewerbeordnung, der vorschrcibt, daß 
Schiffsoffizierc die erforderlichen Kenntnisse 
durch ein Befähigungszeugnis nachzuweisen 
haben; 

b) die mehrfach geänderte Schiffsbesetzungsord- 
nung vom 29, Juni 1931, welche die Besetzung 
der Schiffe, die Befähigungszeugnissc für Offi- 
ziere und die entsprechenden Ausbildungserfor- 
dernisse (Schulausbildung, Fahrtzeiten) festlcgt; 

c) die nach § 30 Abs. 2 der Schiffsbesetzungsord- 
nung erlassenen Prüfungsordnungen; 

d) die Verordnung über die Eignung und Befähi- 
gung der Schiffsleute des Deckdienstes auf 
Kauffahrteischiffen vom 28. Mai 1956 (Bundes- 
gcsetzbl. II S. 591), welche die Ausbildungserfor- 
dernisse für die Ausbildung zum Matrosen re- 
gelt. 

Während der Reeder und die Besatzungsmitglieder 
aus den genannten Vorschriften klar entnehmen 
können, welche Anforderungen sie zu erfüllen 
haben, sind die Verwaltungszuständigkciten in ver- 
schiedenen Punkten zwischen Bund und Ländern 
streitig. Fest steht, daß die seemännischen Fach- 
schulen Einrichtungen der Länder sind (§ 5 des Ge- 
setzes über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiete der Seeschiffahrt vom 22. November 1950). 

§ 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Aufgaben des Bun- 
des auf dem Gebiete der Seeschiffahrt regelt grund- 
sätzlich auch die Zuständigkeit des Bundes für die 
Laufbahnprüfungen und die Erteilung der staatlichen 
Befähigungszeugnisse. Diese Aufgaben gingen im 
Jahre 1921 auf das Reich über, wurden aber in Auf- 
tragsverwaltung von den Ländern ausgeführt, da 
das Reich nicht über eigene Mittel- und Ortsbehör- 
den verfügte. Nachdem mit dem Grundgesetz die 
Behörden der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
als bundeseigene Verwaltung errichtet worden sind 
(vgl. Artikel 89 Abs. 2 Satz 1 GG), können die durch 
diese Entwicklung überholten Bestimmungen aufge- 
hoben werden (vgl. § 17 Nr. 6). Der Entwurf verteilt 
die Zuständigkeiten in der Weise, daß die mit dem 
Fachschulwesen zusammenhängenden Fragen den 
Ländern und die mehr mit der praktischen Schiffahrt 
zusammenhängenden Fragen dem Bund überwiesen 
werden. Dem Bund werden demgemäß in Nummern 4 
bis 6 die Verwaltungszuständigkeiten bei der Bord- 
ausbildung (Nummer 4), die Erteilung der Befähi- 
gungszeugnisse (Nummer 5) und die Festsetzung 
der — - im Verordnungswege nicht überall regel- 
baren — Besatzungsstärke (Nummer 6; vgl. dazu 
auch § 14 Nr. 1 des Seemannsgesetzes) zugewiesen. 
Die Zuständigkeit für die Abnahme der Prüfungen, 
bei welchen Prüflinge nicht nur den erfolgreichen 
Abschluß der Schulausbildung, sondern gleichzeitig 
auch die Eignung für die Übernahme eines bestimm- 
ten Dienstpostens an Bord nachweisen sollen (Lauf- 
bahnprüfung), verlangt eine vermittelnde Lösung, 
die den Rahmen der Aufzählung in § 1 gesprengt 
hätte und daher einer besonderen Vorschrift (§ 3) 
überwiesen wurde. 


Nummer 7 

Die hier geregelten Verwaltungsaufgaben oblagen 
bisher den Ländern. Während die Aufsicht darüber, 
daß beim Laden und Löschen gefährlicher Güter in 
den Häfen die Sicherheitsvorschriften beachtet wer- 
den, wie bisher den Ländern verbleibt, werden die 
in Nummer 7 genannten Sonderaufgaben dem Bund 
übertragen, weil sich in der Praxis erwiesen hat, 
daß diese Verwaltungsaufgaben über den einzelnen 
Fall hinaus von allgemeinerer Bedeutung sind und 
einer einheitlichen und zentralen Regelung bedür- 
fen. 

Nummer 8 

Die Verwaltungsaufgabe ist aus dem Gesetz über 
den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum 
Internationalen Schiffssicherheitsvertrag London 
1948 vom 22. Dezember 1953 übernommen worden. 
Zu den ständigen Einrichtungen des Such- und Ret- 
tungsdienstes gemäß Kapitel V Regel 15 des 
Internationalen Übereinkommens zum Schutz des 
mensdilichen Lebens auf See von 1948 rechnen die 
Küstenfunkstellen und das Funkpeilnetz der Deut- 
schen Bundespost (Norddeich-, Elbe/Weser- und 
St. Peter-Gonio), die von der Deutschen Gesellschaft 
zur Rettung Schiffbrüchiger betriebenen Schiffe und 
Küstenstationen sowie der Seenotdienst der Bundes- 
marine (Seenotflugzeuge). Ferner sind in diesem 
Zusammenhang der Beitrag der Bundesrepublik für 
das Seenotrettungs- und Wetterschiff in der mittle- 
ren Nordsee und die Finanzierung von Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten zur Verbesserung der 
Seenothilfe zu nennen. 

Nummer 9 

Die Aufgabe, Einrichtungen zur Entmagnetisierung 
von Schiffen zu unterhalten, war schon in § 4 Abs. 2 
des Gesetzes über die Aufgaben des Bundes auf 
dem Gebiete der Seeschiffahrt vom 22. November 
1950 enthalten. Letztere Vorschrift wird aufgeho- 
ben (§ 17 Nr. 7) und in das vorliegende Gesetz 
übernommen, um die Verwaltungsaufgaben, die der 
Sicherheit der Seeschiffahrt dienen, nach Möglich- 
keit zusammenzufassen. 

Nummern 10 und 11 

Die hier aufgeführten Dienste sind schon früher 
nach Maßgabe des Gesetzes betr. die Deutsche See- 
warte vom 9. Januar 1875 und der zu diesem Ge- 
setz ergangenen Durchführungsverordnung vom 
26, Dezember 1875 vom Reich wahrgenommen wor- 
den und gehören zu den nach § 1 Abs. 3 des Ge- 
setzes über die Aufgaben des Bundes auf dem Ge- 
biete der Seeschiffahrt dem Bund übertragenen Auf- 
gaben des Deutschen Hydrographischen Instituts 
(vgl. hierzu weiter § 4). 

Nummer 12 

Die Überwachung des Meerwassers auf radioaktive 
Beimengungen ist eine Aufgabe, die nach Artikel 35 
des EURATOM-Vertrages (Bundesgesetzbl. 1957 II 
S. 1018) erfüllt werden muß. Sie ist im Einverneh- 
men mit dem Minister für wissenschaftliche For- 
schung dem Deutschen Hydrographischen Institut 
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übertragen (vgl. Vorbemerkung zum Haushalt, Ein- 
zelplan 12 Kap. 12 09). Auch die Überwachung son- 
stiger schädlicher Beimengungen des Meerwassers 
kann praktischerweise nur dem Bund übertragen 
werden, da es sich um eine überregionale Aufgabe 
handelt und beim Deutschen Hydrographischen In- 
stitut die erforderlichen speziellen Geräte und Ein- 
richtungen bereits vorhanden sind. 

Um den Anwendungsbereich der Vorschrift des Ab- 
satzes 1 Nr. 1 einwandfrei zu begrenzen, bedarf es 
einer Definition des Begriffs „Küstengewässer". Er 
umfaßt 

1. das Küstenmeer, das in der Bundesrepublik im 
Einklang mit den anerkannten Regeln des Völker- 
rechts drei Seemeilen breit ist und dessen land- 
wärtige Begrenzung in dem Genfer Übereinkom- 
men von 1958 über das Küstenmeer und die 
Anschlußzone festgelegt wurde, dem die Bundes- 
republik noch nicht beigetreten ist; 

2. einige zwischen der Küstenlinie des Festlandes 
und dem Küstenmeer (Dreiseemeilenzone) ge- 
legene Wasserflächen; es handelt sich 

a) um Gebiete, die nur bei Hochwasser vom 
Meer überflutet werden und den Verkehr mit 
Wasserfahrzeugen ermöglichen (Watten), 

b) um Meeresteile, die dem Küstenmeer nicht 
zugerechnet werden, sofern als Basis für die 
Bemessung der Küstenmeerbreite nicht die 
Küstenlinie, sondern nach Artikel 4 des er- 
wähnten Genfer Übereinkommens in Küsten- 
nähe verlaufende gerade Linien verwendet 
werden. 

§ 1 wird durch die Vorschriften der §§ 2 und 3 er- 
gänzt. 

§ 2 

stellt klar, daß die Maßnahmen, die für die Sicher- 
heit und Leichtigkeit des Verkehrs auf den Küsten- 
gewässern, den nach § 6 Abs. 1 Nr, 1 begrenzten 
Binnenwasserstraßen (Seeschiffahrtstraßen) sowie 
in den an ihnen gelegenen bundeseigenen Häfen 
notwendig sind, von den Behörden der Wasser- 
und Schiffahrtsverwaltung des Bundes zu treffen 
sind. Soweit es sich um Vollzugsmaßnahmen han- 
delt, wird diese Befugnis durch die in § 14 Abs. 1 
Nr. 5 erwähnte Verwaltungsvereinbarung be- 
schränkt. 

§ 3 

ergänzt die Vorschriften des § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 5 
dieses Gesetzes sowie des § 5 des Gesetzes über 
die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiete der See- 
schiffahrt vom 22. November 1950. Da die Schul- 
ausbildung nach § 5 a. a. O. eine Aufgabe der Län- 
der ist, der Bund jedoch an einer einheitlichen Aus- 
bildung interessiert sein muß, ist ihm in Satz 1 die 
allgemeine Aufgabe übertragen worden, in geeig- 
neter Weise für einheitliche und angemessene Aus- 
bildungsanforderungen zu sorgen. 


Die Prüfungen dienen dem Erwerb staatlicher Be- 
fähigungszeugnisse, sind also Laufbahnprüfungen 
(Berufseignungsprüfungen). Da die Feststellung der 
ausreichenden Befähigung der Sicherheit der See- 
schiffahrt dient und damit nach den allgemeinen 
Grundsätzen der Aufgabenverteilung (vgl. S. 2 
unten) eine Bundesaufgabe ist, hat der Bund die 
Prüfungen grundsätzlich selbst durchzuführen. Die- 
sem Grundsatz folgt die Vorschrift des Satzes 3. 
Lediglich dort, wo die Prüfungen Lehrgänge an see- 
männischen Fachschulen der Länder abschließen und 
nicht — wie bei den Prüfungen für Seefunker - — aus 
besonderen Gründen vom Bund wahrzunehmen 
sind, kann der Bund, um seiner Aufgabe nach Satz 1 
gerecht zu werden, sich mit einer angemessenen 
Beobachtung der Prüfungen durch eigens hierfür 
eingesetzte Vertreter begnügen (so die Regelung in 
Satz 2) und verwaltungsinterne Maßnahmen, die 
demselben Zweck dienen, besonderen Verwaltungs- 
vorschriften überlassen. 

§ 4 

faßt die vom Deutschen Hydrographischen Institut 
wahrgenommenen Aufgaben zusammen; neue Auf- 
gaben werden dem Deutschen Hydrographischen 
Institut nicht übertragen. Daß die Aufgaben des 
Deutschen Hydrographischen Instituts Bundesaufga- 
ben sind, wurde bereits in § 1 Abs. 3 des Gesetzes 
über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiete der 
Seeschiffahrt vom 22. November 1950 festgestellt. Es 
fehlte aber bisher an einer klaren Beschreibung 
dieser Aufgaben, wie dies bei anderen Oberbehör- 
den der Fall ist. Das Deutsche Hydrographische 
Institut hat 1945 die Aufgaben übernommen, die seit 
der Mitte des 19. Jahrhunderts von drei verschiede- 
nen Instituten durchgeführt wurden: dem Hydro- 
graphischen Büro, dem Marineobservatorium und 
der Deutschen Seewarte. 

Das Hydrographische Büro war 1872 gegründet 
worden und hatte unter verschiedenen Namen, zu- 
letzt als Nautische Abteilung des Oberkommandos 
der Kriegsmarine, mit Hilfe des Vermessungsver- 
bandes der Kriegsmarine hauptsächlich Küsten- 
vermessungen durchgeführt und Seekarten und 
Handbücher bearbeitet. Das Marineobservatorium 
in Wilhelmshaven war 1874 errichtet worden. Zu 
seinemAufgabenbereich zählten der Gezeitendienst, 
der Zeitdienst (später Funkzeitzeichendienst) und 
der erdmagnetische Beobachtungsdienst. Die 1868 
von W. V, Freeden gegründete Norddeutsche See- 
warte war vom Reich durch Gesetz vom 9. Januar 
1875 (Reichsgesetzbl. S. 119) als Deutsche Seewarte 
übernommen worden (vgl. dazu auch Verordnung 
vom 26. Dezember 1875 und Verordnung vom 4. Fe- 
bruar 1895). Ihr waren in erster Linie nautisch- 
meteorologische Aufgaben zugewiesen. In der Folge- 
zeit änderte sich der Aufgabenbereich dieser drei 
Einrichtungen häufig. Sie unterstanden bis 1918 der 
Admiralität, daran anschließend dem Reichsver- 
kehrsministerium und dem Reichsmarineamt bzw. 
dem Oberkommando der Kriegsmarine und in 
manchen Aufgabenbereichen zeitweise dem Reichs- 
luftfahrtministerium. 

1945 sammelte die britische Militärregierung das 
Personal und die erhalten gebliebene Ausrüstung 
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und richtete in Hamburg das Deutsche Maritime 
Institut ein. Der Alliierte Oberste Kontrollrat be- 
stätigte es am 12. Dezember 1945 als Deutsches 
Hydrographisches Institut. Am 1. August 1948 über- 
nahm die Verwaltung für Verkehr des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes die Aufsicht über das Deutsche 
Hydrographische Institut. Am 1. Juli 1950 schließ- 
lich wurde das Deutsche Hydrographische Institut in 
den Geschäftsbereich des Bundesministers für Ver- 
kehr übergeführt. Außendienststellen bestehen heute 
in Brake, Bremen, Bremerhaven, Cuxhaven, Duis- 
burg, Emden, Flensburg, Heiligenhafen, Kiel-Holte- 
nau, Lübeck und Wilhelmshaven,- in der Wingst be- 
findet sich ein erdmagnetisches Observatorium. 

Es gibt in der Welt etwa 40 dem Deutschen Hydro- 
graphischen Institut vergleichbare Ämter. Die wich- 
tigsten sind: das US-Navy Oceanographic Office 
und der US Coast and Geodetic Survey in Washing- 
ton, das Hydrographie Department der Britischen 
Admiralität in London, der Service Hydrographique 
in Paris, das Institute Idrografico in Genua und das 
Königlich Dänische Seekarten-Archiv in Kopen- 
hagen. Die meisten internationalen hydrogra- 
phischen Ämter sind im Internationalen Hydrogra- 
phischen Büro, Monaco, zusammengeschlossen, so 
auch das Deutsche Hydrographische Institut. Dieses 
hat Fachabteilungen für nautische Veröffentlichun- 
gen und Nachrichten, für das Seekartenwerk und die 
Seevermessung, für Meereskunde, für Geophysik 
und Astronomie sowie für nautische Technik. Die 
Aufgabe in § 4 Abs. 1 Nr. 1, die „Seeschiffahrt und 
Seefischerei durch naturwissenschaftliche und nau- 
tisch-technische Forschungen zu fördern", schließt 
die Wahrnehmung weiterer naturwissenschaft- 
licher Bundesaufgaben ein, die in untrennbarem 
sachlichem Zusammenhang damit stehen und daher 
ebenfalls nur vom Deutschen Hydrographischen In- 
stitut wahrgenommen werden können. Die in Ab- 
satz 1 Nr. 2 erwähnten Sachgebiete bearbeitet die 
Abteilung für nautische Technik. Bei der Regulie- 
rung der Magnetkompasse, später möglicherweise 
auch bei anderen nautischen Geräten, ist die Ein- 
schaltung von selbständigen gewerbetreibenden 
Aushilfsorganen zweckmäßig. Diesem Umstand 
trägt § 4 Abs. 2 Rechnung. 

Bei den Aufgaben, die dem Deutschen Hydrogra- 
phischen Institut nach Absatz 1 Nr. 3 übertragen 
werden, war bei zwei Aufgaben eine Abgrenzung 
zu verwandten Tätigkeiten notwendig, die von den 
Wasser- und Schiffahrtsdirektionen und -ämtern 
wahr genommen werden: 

1. Die Behörden der Wasser- und Schiffahrtsver- 
waltung müssen die Wasserstraßen, die zu den 
deutschen Seehäfen führen, laufend vermessen, 
um ihre Veränderungen zu erfassen und daraus 
Folgerungen für die Verkehrssicherung zu zie- 
hen (Baggerung, Strombauwerke, Beratung der 
Schifffahrt). Die hierbei erzielten Meßergebnisse 
werden, damit Doppelarbeit vermieden wird, 
dem Deutschen Hydrographischen Institut für 
sein Seekartenwerk zur Verfügung gestellt. 

2. Neben den nautischen Warnnachrichten, die das 
Deutsche Hydrographische Institut verbreitet, 
muß es den Behörden der Wasser- und Schiff- 


fahrtsverwaltung des Bundes gestattet sein, ört- 
lich die Schiffahrttreibenden zu warnen, die in 
dem betreffenden Seegebiet regelmäßig verkeh- 
ren. 

§ 5 

Die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der 
Schiffssicherheit können nur erfüllt werden, wenn 
die Eigentümer und die Führer der Wasserfahr- 
zeuge die mit den Örtlichen Erhebungen betrauten 
Organe unterstützen. § 5 begründet daher die not- 
wendigen Verpflichtungen und schränkt in Satz 3 
das Grundrecht des Artikels 13 GG für den Fall ein, 
daß ausnahmsweise bewohnte Räume an Bord be- 
treten werden müssen. 

§ 6 

gibt dem Bundesminister für Verkehr die Ermäch- 
tigungen, die erforderlich sind, um für die Sicher- 
heit des Verkehrs Rechtsvorschriften in der oft ge- 
botenen Schnelligkeit erlassen und sie den wech- 
selnden praktischen Bedürfnissen anpassen zu kön- 
nen. 

Die Ermächtigung des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 dient 
dem Zweck, die Seeschiffahrt einer möglichst ein- 
heitlichen Verkehrsregelung zu unterwerfen. Zu die- 
sem Zweck werden üblicherweise bestimmte, dem 
Seeverkehr dienende Teile von Binnenwasserstra- 
ßen, die sog. Seeschiffahrtstraßen, weitgehend der 
Seeverkehrsregelung angeschlossen. 

Nummer 2 

ersetzt und verbessert die bisher aus § 366 Nr. 10 
StGB hergeleitete Ermächtigung zum Erlaß von 
Vorschriften über das Verhalten auf den Verkehrs- 
wegen der Seeschiffahrt (vgl. den Allgemeinen Teil 
der Begründung). 

Nummer 3 

ist erforderlich, um angesichts der Verkehrsdichte 
und der Schnelligkeit der Verkehrsmittel, insbe- 
sondere der Motorsportfahrzeuge, eine Gefährdung 
der anderen Verkehrsteilnehmer zu vermeiden. Er- 
wogen wird insbesondere die Einführung eines 
Motorsportführerscheins für die Küstengewässer 
und die Seeschiffahrtstraßen. Einer entsprechenden 
Regelung für die Handelsschiffahrt bedarf es hier 
nicht, da § 142 des Seemannsgesetzes bereits aus- 
reichende Ermächtigungen zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen über Bestimmungen, die aus Grün- 
den der Sicherheit des Verkehrs für Schiffsbeset- 
zung, Ausbildung, Prüfung und Befähigungszeug- 
nisse nötig sind, enthält. 

Die Ermächtigung Nummer 4 erweitert die derzei- 
tige Ermächtigung des Artikels 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
des Gesetzes über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zum Internationalen Schiffssicherheits- 
vertrag London 1948 vom 22. Dezember 1953 in vier 
Punkten: 

a) Die Ermächtigung gilt auch für die Schiffe, die 
nicht unter das Übereinkommen zum Schutz des 
menschlichen Lebens auf See und damit auch 
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nicht unter die o. a, Ermächtigung des Zustim- 
mungsgesetzes zum Schiffssicherheitsvertrag 1948 
fallen. 

b) Die Ermächtigung löst den Bundesminister für 
Verkehr von der zu starren und in der Praxis 
hinderlichen Bindung an den Wortlaut des Über- 
einkommens und ermöglicht nunmehr auch den 
Erlaß von Vorschriften über Gegenstände, die in 
dem Übereinkommen zwar erwähnt, aber höch- 
stens in Rahmenvorschriften geregelt sind (z. B. 
Kesselanlagen oder Geräte der nautischen 
Schiffsausrüstung) . 

c) Die Nummer 4 enthält auch wieder eine Ermächti- 
gung zum Erlaß von Freibordvorschriften, die 
durch das Gesetz über das Internationale Über- 
einkommen zum Schutz des menschlichen Lebens 
auf See vom 10. April 1931 (Reichsgesetzbl. II 
S. 235) begründet, aber durch Artikel 7 Abs. 2 
des obenerwähnten Gesetzes vom 22. Dezember 
1953 wieder aufgehoben worden war. 

d) Nach Nummer 4 können auch Verordnungen über 
bestimmte, während der Schiffsreise notwendige 
Sicherheitsmaßnahmen erlassen werden. Die bis- 
herige Ermächtigung des Artikels 3 Abs. 1 Nr. 3 
des Gesetzes vom 22. Dezember 1953 zum Erlaß 
von Vorschriften über den Bordrettungsdienst 
hat sich als zu eng erwiesen, da es außer dem 
Bordrettungsdienst auch andere regelungsbe- 
dürftige Sicherheitsmaßnahmen gibt, so insbe- 
sondere den Wachdienst. 

Nummer 5 

entspricht weitgehend der bestehenden Ermächti- 
gung des Artikels 3 Abs. 1 Nr. 7 des Gesetzes vom 
22. Dezember 1953. Die Ermächtigung ermöglicht 
den Erlaß von Vorschriften über die Behandlung, 
insbesondere über das Laden von Schüttgütern 
(z. B. Getreide, Kohle, Erz, öl, Benzin usw.) sowie 
von gefährlichen Gütern (Sprengstoffe, radioaktive 
Stoffe, Gifte usw.). 

Die Ermächtigung Nummer 6 ermöglicht die Aufhe- 
bung des Schiffsmeldegesetzes vom 18. Juni 1911 
(Reichsgesetzbl. S. 253) mit seinen sehr weitgehen- 
den Meldeverpflichtungen, welche die Schiffahrt an- 
gesichts der heute meist nur sehr kurzen Hafen- 
liegezeiten unnötig behindern. Andererseits erlaubt 
sie in den Fällen, in denen der Schiffahrt durch 
Naturkatastrophen, politische Spannungen und ähn- 
liche Ereignisse Gefahren erwachsen können, den 
Erlaß von Rechtsverordnungen, mit denen die Schiff- 
fahrt zur Meldung bei bestimmten Konsulaten ver- 
pflichtet werden kann, um die zweckentsprechen- 
den Weisungen entgegenzunehmen; wegen der Auf- 
hebung des Schiffsmeldegesetzes vergleiche § 17 
Nr. 4. 

Die in Absatz 2 enthaltene Ermächtigung zum Erlaß 
von Rechtsvorschriften über die auf den Schiffen zu 
führenden Tagebücher (Schiffstagebuch, Maschinen- 
tagebuch, Funktagebuch) konnte in den Ermächti- 
gungskatalog des Absatzes 1 nicht aufgenommen 
werden, weil die Führung von Tagebüchern nicht 
unmittelbar der Gefahrenabwehr dient. Die Er- 
mächtigung und die auf sie gestützten Rechtsver- 
ordnungen sollen demselben Zweck dienen wie bis- 


her die §§ 519 und 521 HGB und die danach von den 
einzelnen Küstenländern erlassenen Rechtsverord- 
nungen. Da die Führung von Tagebüchern in erster 
Linie öffentlich-rechtlichen Zwecken dient und erst 
in zweiter Linie den speziellen Belangen des Han- 
delsrechts, empfiehlt es sich, die Ermächtigung in 
ein Gesetz zu übernehmen, das die Grundlage für 
die Gestaltung des öffentlichen Seerechts bilden 
soll. Daher können die §§ 519 und 521 HGB aufge- 
hoben werden (vgl. § 17 Nr. 9). Ferner ist der § 520 
HGB so umzugestalten, daß er nur noch die für die 
speziellen Belange des Handelsrechts notwendigen 
Eintragungsvorschriften enthält (vgl. dazu § 13); 
damit wird der Übung gefolgt, spezielle Verpflich- 
tungen zu Eintragungen im Schiffstagebuch jeweils 
in die Rechtsvorschriften über das Sachgebiet aufzu- 
nehmen, dessen Belangen die Eintragung dienen 
soll; vergleiche z. B. 

a) § 64 Abs. 2 des Seemannsgesetzes vom 26. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. II S. 713), 

b) § 46 Abs. 2 der Verordnung zur Ausführung des 
Personenstandsgesetzes vom 12. August 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1139), 

c) § 2 Satz 4 der Verordnung über die Krankenfür- 
sorge auf Kauffahrteischiffen vom 21. Dezember 
1956 (Bundesgesetzbl. II S. 2102). 

Die Übertragung der Ermächtigung von den Län- 
dern auf den Bund soll der Vereinheitlichung der 
Tagebuchvorschriften für die eine Einheit bildende 
deutsche Handelsflotte dienen. 

Da für das Fernmeldewesen, also auch für den 
Seefunk, der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen federführend ist, andererseits aber 
die Überwachung der Sicherheit der Seeschiffahrt 
zum Geschäftsbereich des Bundesministers für Ver- 
kehr gehört, sieht der Absatz 3 für den Erlaß von 
Rechtsverordnungen über die Funkausrüstung, für 
den Funkwachdienst, die Funknavigationseinrich- 
tungen sowie die Führung der Funktagebücher ge- 
meinsame Rechtsverordnungen der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen und für Verkehr 
vor. 

Zu den Absätzen 4 und 5 

Die Sachgebiete, für welche die Ermächtigungen der 
Absätze 1 und 2 den Erlaß von Rechtsvorschriften 
gestatten, sind heute schon weitgehend internatio- 
nal geregelt. Hinzuweisen ist hierbei insbesondere 
auf 

a) den Internationalen Schiffssicherheitsvertrag, ein 
umfangreiches und mehrteiliges Vertragswerk 
(vgl. das Zustimmungsgesetz vom 22. Dezember 
1953 — Bundesgesetzbl. II S. 603), das in einem 
Übereinkommen zum Schutz des menschlichen 
Lebens auf See technische Sicherheitsvorschriften 
für den Bau, die Ausrüstung und die Beladung 
von Seeschiffen enthält, in den Internationalen 
Regeln zur Verhütung von Zusammenstößen auf 
See Verkehrsvorschriften für die Seeschiffahrt 
aufstellt und diese Hauptteile durch zahlreiche 
Empfehlungen ergänzt; 

b) das Internationale Übereinkommen über den 
Freibord der Kauffahrteischiffe vom 5. Juli 1930, 
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das die höchstzulässige Tauchtiefe der Kauffahr- 
teischiffe regelt. 

Da die Sicherheitsanforderungen, die von den tradi- 
tionellen Schiffahrtsnationen gestellt werden, im 
Vergleich zu denen der jüngeren Schiffahrtsländer 
sehr unterschiedlich sind und multilaterale Verträge 
über Sicherheitsfragen daher immer nur Kompro- 
misse zwischen fortschrittlichen und retardierenden 
Bestrebungen der einzelnen Vertragspartner sein 
können, stellen die genannten Verträge oft nur Rah- 
men- und Mindestvorschriften auf, die der Ergänzung 
durch nationale Regelungen bedürfen. Ferner müs- 
sen die Verträge, um mit der Entwicklung auf dem 
Gebiet des Schiffs- und Schiffsmaschinenbaus, der 
Nachrichtentechnik und der Navigationsverfahren 
Schritt zu halten, laufend fortgebildet werden. Man 
hat in ihnen daher Änderungsverfahren vorgesehen, 
die es ohne Einberufung besonderer Konferenzen 
aller Vertragsstaaten gestatten, mittels der guten 
Dienste der geschäftsführenden Regierung oder 
zwischenstaatlichen Organisationen die Überein- 
kommen auf verhältnismäßig einfache Weise neuen 
Anforderungen anzupassen. Um Rahmenvorschriften 
ausfüllen und Änderungen der Übereinkommen ent- 
sprechen zu können, müssen nationale Rechtsvor- 
schriften erlassen werden. Da sie nach Zweck und 
Inhalt den Vorschriften entsprechen, zu deren Erlaß 
die Absätze 1 und 2 ermächtigen, empfiehlt es sich, 
diese Ermächtigungen auch für die Durchführung 
und Änderung der erwähnten Internationalen Über- 
einkommen heranzuziehen. Andererseits bedarf die 
Ermächtigung zweier Einschränkungen, denen Ab- 
satz 5 Rechnung trägt: 

a) Die besonderen Anforderungen, denen Kriegs- 
schiffe genügen müssen, erlauben es nicht, diese 
Schiffe in jeder Hinsicht den für die Handels- 
schiffahrt aufgestellten Sicherheitsvorschriften zu 
unterwerfen. Die Kriegsschiffe sind daher nicht 
nur vom Anhang A des Vertragswerks, dem In- 
ternationalen Übereinkommen zum Schutz des 
menschlichen Lebens auf See — - Kapitel I Re- 
gel 3 Abs. (a) — , sondern auch von den ent- 
sprechenden Rechtsvorschriften, zu denen dieses 
Gesetz ermächtigt, ausgenommen. (Den Vor- 
schriften über das Verhalten im Verkehr unter- 
liegen selbstverständlich auch die Kriegsschiffe.) 

b) Wie an Land, so gibt es auch an Bord der See- 
schiffe eine Reihe von Anlagen, die für ihre Um- 
gebung und ganz besonders für die zur Wartung 
dieser Anlagen bestellten Personen u. U. gefähr- 
lich werden können (z. B. Dampfkessel, Druckge- 
fäße, Fahrstühle, Schankanlagen) und die deshalb 
schon in der Gewerbeordnung einer besonderen 
Überwachung unterstellt worden sind. Die für 
diese Überwachung maßgeblichen Rechtsvor- 
schriften werden nach § 24 der Gewerbeordnung 
von der Bundesregierung oder dem Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung erlassen. Da 
die genannten Anlagen für die Sicherheit der 
Seeschiffahrt nur von untergeordneter Bedeu- 
tung sind, besteht kein dringendes Bedürfnis, die 
Grundsätze der Gewerbeordnung für den Erlaß 
der einschlägigen Rechtsvorschriften zu durch- 
brechen. 


Die Vorschrift des Absatzes 6 entspricht ■ — von ge- 
ringfügigen Änderungen abgesehen — der mit § 17 
Nr. 8 aufgehobenen Vorschrift des Artikels 3 Abs. 4 
des Gesetzes vom 22. Dezember 1953. 

Zu Absatz 7 

Im Gegensatz zu den technischen Sicherheitsvor- 
schriften, die zentral erlassen werden müssen, sind 
viele Vorschriften über den Verkehr auf Küsten- 
gewässern und Seeschiffahrtstraßen nur für einen 
beschränkten Kreis von Teilnehmern des örtlichen 
Verkehrs von Bedeutung. In solchen Fällen muß 
die örtlich zuständige Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion in der Lage sein, im Rahmen der zentral erlas- 
senen allgemeinen Vorschriften örtliche Besonder- 
heiten zu regeln. 

§ 7 

ermächtigt zum Erlaß von Rechtsverordnungen über 
Gebühren, Abgaben und Entgelte. Die Nummer 1 
steht in engem Zusammenhang mit § 4 Abs. 1 Satz 3 
des Gesetzes über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiete der Seeschiffahrt vom 22. November 1950. 
Bisher wurden die Kosten der in § 1 Abs. 1 Nr. 3 
genannten Überwachung und der Erteilung der 
Fahrterlaubnisscheine wie folgt gedeckt: 

a) durch Umlagen der Reeder, die auf Grund der 
Reichsversicherungsordnung für die Überwa- 
chungstätigkeit der See-Berufsgenossenschaft auf 
dem Gebiet der Unfallverhütung gezahlt wur- 
den, 

b) durch Zuschüsse des Bundes aus Haushalts- 
mitteln. 

Da die Einrichtungen und Maßnahmen auf dem Ge- 
biet der Schiffssicherheit und die auf dem Gebiet der 
Unfallverhütung unterschieden werden müssen, muß 
auch die Abgeltung der Überwachungstätigkeit und 
der erteilten Zeugnisse zum Teil anders geregelt 
werden. Zwar wird das öffentliche Interesse an der 
Sicherheit der Seeschiffahrt auch künftig gewisse 
Zuschüsse des Bundes rechtfertigen; hingegen wird 
die Schiffssicherheitsüberwachung nicht mehr durch 
Umlagen nach der Reichsversicherungsordnung, 
sondern durch Gebühren, die bei der Erteilung der 
Sicherheitszeugnisse zu berechnen sind, abzugelten 
sein. Auch die Befahrungsabgaben für den Nord- 
Ostsee-Kanal sollen wie bisher im Verordnungs- 
wege geregelt werden; die in Absatz 2 vorgesehene 
Anhörung der Küstenländer trägt den wirtschaft- 
lichen Interessen dieser Länder Rechnung. 

§§ 8 bis 12 

Die §§ 8 bis 12 enthalten Vorschriften, nach denen 
Verstöße gegen die Sicherheitsvorschriften nach 
diesem Gesetz geahndet werden können. Hinge- 
wiesen wird zunächst auf den Punkt 4 am Ende des 
Allgemeinen Teils der Begründung. Um die Unter- 
stützungsleistungen nach § 5 zu sichern, werden 
Verstöße als Ordnungswidrigkeiten angesehen (§ 8 
Abs. 1 Nr. 1). Für diese Ordnungswidrigkeiten ge- 
nügen Geldbußen bis zu 1000 Deutsche Mark (Ab- 
satz 2 Satz 1). 
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In der Praxis bedeutungsvoller sind die in Absatz 1 
Nr. 2 und 3 aufgeführten Ordnungswidrigkeiten. 
Nummer 2 enthält eine Generalklausel, die es ge- 
stattet, in den nach § 6 zu erlassenden Rechtsverord- 
nungen die Tatbestände näher zu umreißen, deren 
Verletzung als Ordnungswidrigkeiten geahndet 
werden sollen. Absatz 1 Nr. 3 wertet nunmehr auch 
die Verstöße gegen die Internationalen Regeln zur 
Verhütung von Zusammenstößen auf See als Ord- 
nungswidrigkeiten. Der bisher in Artikel 4 Abs. 1 
des Gesetzes vom 22. Dezember 1953 vorgesehene 
Strafrahmen (Geldstrafe) hat sich in der Praxis bei 
geringfügigen Verstößen als zu hoch erwiesen. Es 
erschien daher zweckmäßig, den Vergehenstat- 
bestand umzuwandeln. Für die Verstöße nach Ab- 
satz 1 Nr. 2 und 3 müssen allerdings im Hinblick auf 
die möglichen schwerwiegenden Fälle Geldbußen 
vorgesehen werden, die den in § 5 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten vorgesehenen Rahmen 
überschreiten (vgl. dazu Absatz 2 Satz 2). 

§ 9 

stellt sicher, daß in den Fällen, in denen Reeder 
oder Ausrüster eine juristische Person ist, auch 
deren vertretungsberechtigte Organe mit Geldbußen 
belegt werden können, wenn sie gegen die Buß- 
geldvorschriften des § 8 verstoßen. Praktische Be- 
deutung erlangt diese Vorschrift namentlich bei 
Verstößen gegen die Ausrüstungsvorschriften. Auch 
bei mangelhafter Bauausführung durch eine Werft 
kann die Vorschrift Bedeutung erlangen. 

§ 10 

verlängert die in § 14 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten vorgesehene Verjährungsfrist von 
sechs Monaten auf zwei Jahre, weil es bei den prak- 
tischen Gegebenheiten der Seeschiffahrt nicht 
immer möglich ist, den ordnungswidrig Handelnden 
rechtzeitig zu hören. 

§ 11 

bestimmt als Verwaltungsbehörde, welche die Ord- 
nungswidrigkeiten zu ahnden hat, grundsätzlich den 
Bundesminister für Verkehr. Nach den Verordnun- 
gen, die auf Grund des § 6 zu erlassen sind, wird 
aber regelmäßig von der Möglichkeit des § 11 Satz 2 
Gebrauch zu machen sein, d. h. Verstöße gegen die 
Verkehrsvorschriften werden grundsätzlich von den 
Behörden der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung, 
Verstöße gegen die Ausrüstungsvorschriften grund- 
sätzlich von der See-Berufsgenossenschaft zu ahn- 
den sein. 


§ 12 

soll die Reeder und Schiffsführungen dagegen 
sichern, daß die nach Maßgabe des § 5 an Bord 
tätigen überwachungsorgane von geheimzuhalten- 
den Tatsachen, die sie bei ihrer Tätigkeit kennen- 
lernen, Dritten Mitteilung machen. Die Vorschrift 
ist nach dem Vorbild anderer Gesetze (z. B. § 52 
Atomgesetz) gefaßt worden. 


§ 13 

Für die neugefaßte Vorschrift des § 520 HGB wird 
zunächst auf die Ausführungen zu § 6 Abs. 2 ver- 
wiesen. § 520 HGB enthält danach nur noch die 
Eintragungsverpflichtungen, die im Interesse des 
Handelsrechts notwendig sind. 

§ 14 

Die Neufassung des § 1 des Gesetzes vom 22. No- 
vember 1950 übernimmt unverändert den ersten 
Halbsatz des § 1 Abs. 1 a. a. O. Die Weglassung des 
zweiten Halbsatzes, nach welchem dem Bund ferner 
„neben den beteiligten Ländern die Vorsorge für 
die Erhaltung der Leistungsfähigkeit der Seehäfen" 
obliegt, läßt die vom Bund auf diesem Gebiet wahr- 
genommenen Einzelaufgaben — dabei insbesondere 
die Vertretung der Seehafeninteressen nach außen 
— unberührt; sie dient lediglich der Klarstellung, 
daß der Bund keinen finanziellen Beitrag zu den von 
Ländern verwalteten Seehäfen zu leisten hat. 

§ 15 

faßt in Absatz 1 die Gesetze zusammen, bei denen 
klargestellt werden muß, daß sie durch die neuen 
Vorschriften dieses Gesetzes unberührt bleiben sol- 
len. Absatz 2 stellt klar, daß die Aufgaben auf dem 
Gebiet der Seeschiffahrt, die dem Bund in beson- 
deren Rechtsvorschriften von Fall zu Fall übertra- 
gen worden sind, unberührt bleiben sollen. Es han- 
delt sich im wesentlichen um folgende Gesetze und 
Verordnungen: 

1. das Gesetz betreffend die Organisation der 
Bundeskonsulate sowie die Amtsrechte und 
Pflichten der Bundeskonsuln vom 8. November 
1867 (Bundesgesetzbl. S, 137); 

2. das Gesetz betreffend die Verpflichtung der 
Kauffahrteischiffe zur Mitnahme heimzuschaf- 
fender Seeleute vom 2. Juni 1902 (Reichsge- 
setzbl. S. 212); 

3. das Gesetz über die Untersuchung von See- 
unfällen vom 28. September 1935 (Reichsge- 
setzbl. I S. 1183); 

4. das Gesetz über Darlehen zum Bau und Erwerb 
von Handelsschiffen vom 27. September 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 684); 

5. das Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf 
dem Gebiete der Seeschiffahrt vom 22. Novem- 
ber 1950 (Bundesgesetzbl. S. 767), zuletzt ge- 
ändert durch § 48 des Außenwirtschaftsgesetzes 
vom 28. April 1961 (Bundesgesetzbl, I S. 481); 

6. das Flaggenrechtsgesetz vom 8. Februar 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 79); 

7. das Gesetz über den Deutschen Wetterdienst 
vom 11. November 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 738); 

8. das Gesetz über das Seelotswesen vom 13. Ok- 
tober 1954 (Bundesgesetzbl. II S. 1035); 

9. das Gesetz über das Internationale Überein- 
kommen zur Verhütung der Verschmutzung der 
See durch öl, 1954, vom 21. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 379); 
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10. das Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 713); 

11. das Gesetz über die Küstenschiffahrt vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 738); 

12. das Gesetz über die Statistik der Seeschiffahrt 
vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 739); 

13. das Gesetz über den Beitritt der Bundesrepu- 
blik Deutschland zum Übereinkommen über ein 
einheitliches System der Schiffsvermessung 
vom 8. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. II 
S. 1469); 

14. das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaf- 
fen vom 20. April 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 444); 

15. das Außenwirtschaftsgesetz vom 28. April 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 489) und die Außenwirt- 
schaf tsverordnung vom 22. August 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1381); 


16. das Bundesleistungsgesetz in der Fassung vom 
24. September 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1796) 
und die Reditsverordnung über Anforderungs- 
behörden und Bedarfsträger nach dem Bundes- 
leistungsgesetz vom 1. Oktober 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1786). 

Zu den unter Nummern 1 bis 3 aufgeführten Geset- 
zen ist zu bemerken, daß die dort festgelegten 
Reichsaufgaben dem Bund durch § 1 Abs. 2 des Ge- 
setzes über die Aufgaben des Bundes auf dem Ge- 
biete der Seeschiffahrt vom 22. November 1950 
übertragen worden sind. 

§ 16 

enthält die übliche Berlin-Klausel. 

§ 17 

regelt das Inkrafttreten und gleichzeitig das Außer- 
krafttreten von Bestimmungen, die durch dieses Ge- 
setz überholt sind. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


I. 

Im allgemeinen 

Der Entwurf ändert u. a. das Gesetz über die Auf- 
gaben des Bundes auf dem Gebiete der Seeschiffahrt 
vom 22. November 1950 (Bundesgesetzbl. S. 767) 
und weist dem Bundesminister für Verkehr und der 
ihm unterstehenden bundeseigenen Verwaltung eine 
Reihe neuer Aufgaben zu, die bisher von den Län- 
dern als eigene Angelegenheiten durchgeführt worden 
sind. Der Entwurf greift in die Gesetzgebungs- und 
Verwaltungskompetenz der Länder so weit ein, daß 
sie von ihrer bisherigen umfangreichen Mitwirkung 
auf dem gesamten Gebiete der deutschen Seeschiff- 
fahrt praktisch ausgeschlossen werden. 

Der Entwurf eines Zweiten Aufgabengesetzes 
stützt sich auf das konkurrierende Gesetzgebungs- 
recht des Bundes nach Artikel 74 Nr. 21 GG. Die 
hierfür erforderliche Voraussetzung des Nachweises 
eines Bedürfnisses im Sinne des Artikels 72 Abs. 2 
Nr. 1 bis 3 GG ist nicht gegeben. Die Aufgaben des 
Bundes auf dem Gebiete der Seeschiffahrt werden 
bereits in anderen Gesetzen geregelt, soweit nicht 
eine Reihe von Aufgaben von den Ländern in eige- 
ner Zuständigkeit wahrgenommen wird. 

Der Bundesrat verkennt nicht, daß einzelne Rege- 
lungen des Entwurfs vordringlich sind (z. B. Fragen, 
die aus dem Internationalen Schiffssicherheitsvertrag 
resultieren oder die die Tätigkeit des Deutschen 
Hydrographischen Instituts betreffen oder mit dem 
Internationalen Übereinkommen über den Freibord 
in Zusammenhang stehen). Er sieht daher davon ab, 
den Gesetzentwurf insgesamt abzulehnen, geht aber 
dabei von der Erwartung aus, daß die Bundesregie- 
rung bei der Weiterleitung des Gesetzentwurfs an 
den Deutschen Bundestag den nachstehenden Ände- 
rungsvorschlägen Rechnung trägt. 


II. 

Im besonderen 

1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Durch § 17 Nr. 8 sollen Vorschriften des Ge- 
setzes über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zum Internationalen Schiffssicher- 
heitsvertrag, London 1948, vom 22. Dezember 
1953 (Bundesgesetzbl. IT S. 603) außer Kraft ge- 
setzt werden; dieses Gesetz ist ein Zustim- 
mungsgesetz. Deshalb bedarf auch das im Ent- 


wurf vorliegende Gesetz der Zustimmung des 
Bundesrates. 

Die in dem Entwurf vorgesehenen Rechtsver- 
ordnungen bedürfen demnach gemäß Artikel 80 
Abs. 2 GG an sich der Zustimmung des Bundes- 
rates. Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens muß geprüft werden, für welche 
Rechtsverordnungen die Zustimmung des Bun- 
desrates für erforderlich erachtet wird. Es wäre 
dann jeweils ausdrücklich klarzustellen, welche 
Rechtsverordnungen mit oder ohne Zustimmung 
des Bundesrates erlassen werden können. 

2 . § 1 Abs. 1 

a) In Nr. 1 und in den entsprechenden Vor- 
schriften ist jeweils das Wort „Küstenge- 
wässern" durch das Wort „Seewasserstra- 
ßen" zu ersetzen. 

Begründung 

Der Bund hat die in § 1 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzentwurfs genannten Befugnisse bis- 
her nur auf den Seewasserstraßen für 
sich in Anspruch genommen, nicht jedoch 
auf den gesamten Küstengewässern. Der bis- 
herige Zustand hat sidi bewährt. Es wird 
daher vorgeschlagen, an die Stelle von 
„Küstengewässern" zu setzen „Seewasser- 
straßen". 

b) In Nr. 3 und in den entsprechenden Vor- 
schriften ist jeweils das Wort „Wasserfahr- 
zeuge" durch das Wort „Seeschiffe" zu er- 
setzen. Die Worte „und Maßnahmen" sind zu 
streichen. 

Begründung 

Da in Nr. 1 an die Stelle des Wortes „Küsten- 
gewässern" das Wort „Seewasserstraßen" 
treten soll, ist entsprechend das Wort „Was- 
serfahrzeuge" durch „Seeschiffe" zu ersetzen. 
Für Befugnisse des Bundes bei sonstigen 
Maßnahmen besteht kein Raum. Die Worte 
„und Maßnahmen" sollten daher gestrichen 
werden. 

c) Nr. 4 bis 7 sind zu streichen. 
Begründung 

Die Aufgaben, die nach dem Gesetzentwurf 
für den Bund vorgesehen werden, sind bis- 
her von den Ländern durchgeführt worden. 
Beanstandungen haben sich dabei nicht er- 
geben. Es besteht daher kein Anlaß, Rege- 
lungen, die zum Teil seit der Zeit des Nord- 
deutschen Bundes bestehen und sich bewährt 
haben, zu ändern. 
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d) Nr. 12 ist zu streichen. 

Begründung , 

Die Überwachung des Meerwassers auf 
Radioaktivität ist keine spezifische Aufgabe 
auf dem Gebiet der Seeschiffahrt, sondern 
eine Angelegenheit, die im Rahmen des 
Atomgesetzes zu regeln ist (vgl. § 12 Abs. 1 
Nr. 2 Atomgesetz). 

Dasselbe gilt für die Überwachung des Meer- 
wassers auf sonstige schädliche Beimengun- 
gen; es handelt sich auch hier um eine Auf- 
gabe, die nicht dem Gebiet der Seeschiffahrt 
zuzuordnen ist, sondern dem Wasserrecht. 
Sie gehört insoweit zur Gesetzgebungs- und 
Verwaltungskompetenz der Länder. 

i 

3. § 1 Abs. 2 ist zu streichen. l 

Begründung 

Folge der Änderung von § 1 Abs. 1 Nr. 1. 

4. § 2 ist zu streichen und durch folgende Vor- ; 
Schrift zu ersetzen: 

.§ 2 

(1) Die See-Berufsgenossenschaft führt die 
Aufgaben des Bundes nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 aus, 
soweit deren Durchführung nicht nach anderen 
Rechtsvorschriften dem Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen oder nach § 4 Abs. 1 i 
Nr. 2 dem Deutschen Hydrographischen Institut ^ 
übertragen ist. Sie untersteht insoweit der Fach- 
aufsicht des Bundesministers für Verkehr. 

(2) Die Kosten der Durchführung der dem 
Bund obliegenden Schiffssicherheitsaufgaben 
trägt, soweit sie nicht durch besondere Einnah- 
men aufgebracht werden, der Bund." 

Begründung 

Für eine Regelung entsprechend dem bisherigen 
§ 2 des Entwurfs besteht kein Bedürfnis, weil 
der Bund auf Grund seines Delegationsrechts 
ohnehin seine Verwaltungsaufgaben auf die ihm 
untergeordneten Behörden übertragen kann. 

Die Aufgabenstellung der See-Berufsgenossen- 
schaft sollte klar Umrissen werden. Die bisher 
in § 4 Abs. 1 Satz 1 des Ersten Aufgabengeset- 
zes enthaltene Regelung, nach der es dem Er- 
messen des Bundesverkehrsministers überlassen 
ist, ob und mit welchen Aufgaben die See- 
Berufsgenossenschaft betraut werden soll, wird 
den Erfordernissen der Praxis nicht gerecht. Der 
vorliegende Entwurf sieht die Möglichkeit vor, 
auf eine Vielzahl zur Zeit noch unbestimmter 
Stellen Aufgaben aus dem Bereich der Schiffs- 
sicherheit zu übertragen. Er setzt sich damit in ^ 
Gegensatz zu der Maxime des Schiffssicherheits- j 
Vertrages, dessen Durchführung einer der Auf- ' 
sicht des Vertragsstaates unterstehenden zen- , 
traten Stelle übertragen werden soll, und schafft i 
im übrigen die Gefahr, daß in gleichen oder ; 


sachlich eng zusammenhängenden Fragen von 
verschiedenen Stellen Anordnungen ergehen, 
die — • weil es sich größtenteils um Ermessens- 
entscheidungen handeln wird — zum Nachteil 
der betroffenen Reedereien zu Überschneidun- 
gen und Widersprüchlichkeiten führen können. 
Durch die vorgeschlagene Regelung wird die 
Bestimmung des § 4 Abs, 1 Satz 3 des Ersten 
Aufgabengesetzes im Interesse einer einheit- 
lichen Systematik in den Gesetzentwurf über- 
nommen. Der § 4 des Ersten Aufgabengesetzes 
kann dann aufgehoben werden. 

5. § 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Siehe Begründung zur Streichung von § 1 Abs. 1 
Nr. 4 bis 7. 

6. § 4 

Absatz 1 Nr. 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Auf die Begründung zur Streichung von § 1 
Abs. 1 Nr. 12 wird Bezug genommen. 

7. § 5 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Erfordert eine dem Bund nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 übertragene Aufgabe eine Kontrolle 
an Bord eines Seeschiffes, so . . .". 

Begründung 

Die Bezugnahme auf § 1 Abs. 1 Nr. 4 ist durch 
die Streichung dieser Vorschrift gegenstandslos 
(vgl. auch die Begründung zur Änderung von 
§ 1 Abs. 1 Nr. 3). 

8 . § 6 

a) Absatz 1 Nr. 3 ist zu streichen. 
Begründung 

Ein Bedürfnis für eine derartige Regelung 
besteht nicht. Nach dem Beitrittsgesetz des 
Schiffssicherheitsvertrages hat der Bund auf 
diesem Gebiet keine Verwaltungskompeten- 
zen. Soweit Sicherungsaufgaben in Frage 
kommen, gehören diese in die polizeilichen 
Zuständigkeiten der Länder. 

b) Absatz 1 Nr. 5 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Ermächtigung ist bereits in Artikel 3 
Abs. 1 Nr. 7 des Beitrittsgesetzes enthalten, 
hier allerdings geknüpft an die Zustimmung 
des Bundesrates. Das Zustimmungsrecht des 
Bundesrates soll durch Nr. 5 in Verbindung 
mit § 17 Nr. 8 beseitigt werden. Für eine 
Änderung der Zuständigkeit besteht kein 
Bedürfnis. 
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c) Absatz 1 Nr. 6 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Ermächtigung entspricht nicht den Erfor- 
dernissen des Artikels 80 Abs. 1 Satz 2 GG, 
nach dem Inhalt, Zweck und Ausmaß konkre- 
tisiert werden müssen. 


d) In Absatz 1 ist der letzte Satz zu streichen. 
Begründung 

Die Bundesgesetze werden gemäß Artikel 83 
GG grundsätzlich von den Landern durch ihre 
eigene Verwaltung als eigene Angelegen- 
heit ausgeführt. Die Länder bestimmen auch 
gemäß Artikel 84 Abs. 1 GG die dafür zu- 
ständigen Behörden und das Verwaltungs- 
verfahren, Die bisherigen Verwaltungskom- 
petenzen des Bundes auf Grund des Beitritts- 
gesetzes zum Schiffssicherheitsvertrag und 
des bisherigen Aufgabengesetzes von 1950 
bleiben hiervon unberührt. 

e) In Absatz 2 ist nach den Worten „Bundes- 
minister der Justiz" folgender Satzteil einzu- 
fügen „für Seeschiffe, die dem Schiffssicher- 
heitsvertrag nicht unterliegen,". 

Begründung 

Diese Ermächtigung ist für Schiffe, die dem 
Schiffssicherheitsvertrag unterliegen, bereits 
in Artikel 3 Abs. 1 Nr. 5 des Beitrittsgesetzes 
geregelt. Es besteht somit nur ein Bedürfnis 
zu einer Ermächtigung für Schiffe, die nicht 
unter den Schiffssicherheitsvertrag fallen. 

f) In Absatz 3 sind nach dem Wort „Fernmelde- 
wesen" die Worte „ , Rechtsverordnungen 
nach Absatz 1 Nr. 4 und 5 gemeinsam mit 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung" einzufügen. 

Begründung 

Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. 4 
und 5 berühren auch Belange der Sicherheit 
und des Arbeitsschutzes der Arbeitnehmer. 


g) Absatz 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist überflüssig, weil die Er- 
mächtigungen in § 6 Abs. 1 und 2 auch für 
den in § 6 Abs. 4 vorgesehenen Zweck aus- 
reichen. 


h) In Absatz 6 Satz 2 sind die Worte „der 
Regierungen der beteiligten Länder," durch 
die Worte „aus je zwei Vertretern der Regie- 
rungen der beteiligten Länder und aus je 
ednem Vertreter" zu ersetzen. 


Begründung 

Nach der im Entwurf vorgesehenen Rege- 
lung sind in dem vor Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen über gefährliche Seefrachtgüter 
zu hörenden Fachausschuß die Regierungen 
der beteiligten Länder nur durch ein Mitglied 
vertreten, das von den für die Schiffahrt zu- 
ständigen obersten Landesbehörden gestellt 
wird. Es ist aber notwendig, auch die ober- 
sten Arbeitsschutzbehörden daran zu beteili- 
gen, die als Uberwachungsbehörden gemäß 
§ 102 des Seemannsgesetzes tätig und zu- 
gleich für das Sprengstoffwesen zuständig 
sind, weil hierbei auch Fragen des Arbeits- 
schutzes berührt werden. Darum sollten die 
Regierungen der beteiligten Länder zwei 
Vertreter in den Fachausschuß entsenden 
können. 

9, § 7 

a) In Absatz 1 Nr. 1 sind die Worte „sowie nach 
§ 3 Satz 3" zu streichen. 

Begründung 

Folge der Streichung des § 3. 

b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Rechtsverordnungen gemäß Absatz 1 
Nr. 2 bedürfen der Zustimmung des Bundes- 
rates." 

Begründung 

Abgaben und Entgelte für das Befahren des 
Nord-Ostsee-Kanals können bisher gemäß 
§ 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Abgaben 
auf dem Kaiser-Wilhelm-Kanal in Verbin- 
dung mit § 2 des Aufgabengesetzes vom 
22. November 1950 nur mit Zustimmung des 
Bundesrates festgesetzt werden. Auch in Zu- 
kunft kann der Bundesrat auf seine Mitwir- 
kung nicht verzichten. 

10. § 14 ist zu streichen und durch folgende Fassung 
zu ersetzen: 

.§ 14 

Die Zuständigkeit des Bundes im Rahmen des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 und des § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
besteht nicht für die im Bereich des Hamburger 
Hafens liegenden Teil der Bundeswasserstraße 
Elbe." 

Begründung 

An dem bisherigen Rechtszustand des § 1 Abs. 1 
des Aufgabengesetzes vom 22. November 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 767) ist festzuhalten. Der 
Bund kann sich nicht einseitig seiner Verpflich- 
tung zur Vorsorge für die Erhaltung der Lei- 
stungsfähigkeit der Seehäfen entziehen, die auf 
§ 18 ff. des Gesetzes über den Staatsvertrag 
betreffend den Übergang der Wasserstraßen 
von den Ländern auf das Reich vom 29. Juli 1921 
(Reichsgesetzbl. S. 961) beruht. 
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Der Bund hat innerhalb des Bereichs des Ham- | 
burger Hafens seine Befugnisse für die Bundes- 
wasserstraße Elbe auf die Freie und Hansestadt 
Hamburg delegiert. Infolgedessen kommen hier 
Aufgaben und Zuständigkeiten des Bundes nach 
den angegebenen Vorschriften nicht in Frage. 
Die Aussnahmeregelung entspricht dem § 5 des 
Gesetzes über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiete der Binnenschiffahrt vom 15. Februar 
1956 (Bundesgesetzbl. II S. 317). 

11. § 15 

a) Absatz 1 Nr. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„3. das Seemannsgesetz in der Fassung des 
Gesetzes vom 25. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 1391),". 

Begründung 

Aus Gründen der Rechtssicherheit müssen 
nicht nur die §§ 102 bis 102 b des Seemanns- 
gesetzes unberührt bleiben, sondern auch 
alle übrigen Bestimmungen, insbesondere 
müssen die Ermächtigungsvorschriften der 
§§ 142 und 143 des Seemannsgesetzes erhal- ' 
ten bleiben. 

b) Absatz 2 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- I 
fahrens sollte geprüft werden, ob es nicht 
möglich ist, das Gesetz über die Aufgaben 
des Bundes auf dem Gebiete der Seeschiff- 
fahrt vom 22. November 1950 (Bundesgesetz- 
blatt S. 767) mit dem vorliegenden Entwurf 
zu verbinden. 

I 

12 . § 16 

Der bisherige § 16 wird § 16 Abs. 1 und ist 
durch folgenden Absatz 2 zu ergänzen: 

„(2) Das Gesetz über die Aufgaben des Bun- 
des auf dem Gebiete der Seeschiffahrt vom 
22. November 1950 (Bundesgesetzbl. S. 767) gilt 
auch im Land Berlin, sofern es im Land Berlin in 
Kraft gesetzt wird." 

Begründung 

Das Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf j 
dem Gebiete der Seeschiffahrt vom 22. Novem- 1 


ber 1950 enthält keine Berlin-Klausel und soll 
im Interesse der Rechtsgleichheit zwischen Ber- 
lin und dem übrigen Bundesgebiet nachträglich 
auf Berlin erstreckt werden. 

13. § 17 

a) Nr. 6 ist wie folgt zu fassen: 

„6. die §§ 27 bis 29 a und 31 der Schiffs- 
besetzungsordnung vom 29. Juni 1931 
(Reichsgesetzbl. II S. 517), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung vom 8. Ja- 
nuar 1960 (Bundesgesetzbl. II S. 147),". 

Begründung 

Durch die beabsichtigte Aufhebung des § 32 
der Schiffsbesetzungsordnung in Verbindung 
mit § 1 Abs. 1 Nr. 5 würde den Ländern die 
Zuständigkeit zur Erteilung der Befähigungs- 
zeugnisse entzogen werden. Dazu besteht 
keine Notwendigkeit. 

b) Nr. 7 ist wie folgt zu fassen: 

„7. § 4 des Gesetzes über die Aufgaben des 
Bundes auf dem Gebiete der Seeschiff- 
fahrt vom 22. November 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 767),". 

Begründung 

Es besteht kein Bedürfnis, an dem bisherigen 
Rechtszustand des § 2 des Aufgabengesetzes 
von 1950 etwas zu ändern. § 4 des Aufgaben- 
gesetzes wird ersetzt durch den vorgeschla- 
genen § 2. 

c) Nr. 8 ist wie folgt zu fassen: 

„8. Artikel 2 und 4 Abs. 1 des Gesetzes über 
den Beitritt der Bundesrepublik Deutsch- 
land zum Internationalen Schiffssicher- 
heitsvertrag, London 1948, vom 22. De- 
zember 1953 (Bundesgesetzbl.il S. 603),". 

Begründung 

An dem bisherigen Rechtszustand des Ge- 
setzes über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zum Internationalen Schiffs- 
sicherheitsvertrag, London 1948, soll nichts 
geändert werden. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvor- 
schlägen 8. h), 11. und 12. der Stellungnahme dos 
Bundesrates zu. Im übrigen darf zur Stellungnahme 
des Bundesrates ausgeführt werden: 

Zu Abschnitt I 

Das Gesetz überträgt entgegen der Auffassung des 
Bundesrates lediglich im Falle des § 1 Abs. 1 Nr. 7 
Aufgaben, die bisher von den Ländern als eigene 
Angelegenheiten durchgeführt wurden, auf den 
Bund. Es folgt damit einem Wunsch des nach Arti- 
kel 3 Abs. 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 1953 
über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 
zum Internationalen Schiffssicherheitsvertrag von 
1948 (BGBl. II S. 603) aufgestellten Fachausschusses, 
der seinerseits entsprechenden Anträgen von Ver- 
tretern der Küstenländer folgte. Im übrigen nimmt 
der Bund bei den Vorschriften, welche der Sicherheit 
der Schiffe und der Sicherheit des Verkehrs auf den 
Seeschiffahrtsstraßen und auf See dienen, mit dem 
Gesetz nur Aufgaben in Anspruch, die er effektiv 
schon bisher wahrgenommen hat, für die er aber 
zum Teil keine ausreichenden Rechtsgrundlagen be- 
sitzt. Diese Vorschriften dienen vor allem dazu, die 
Zuständigkeiten eindeutig abzugrenzen. Wegen der 
allgemeinen Abgrenzung der Verwaltungsaufgaben 
darf auf den Abschnitt I Nr. 1 der Gesetzesbegrün- 
dung verwiesen werden. 

Zu Abschnitt II 

Zu 1. 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß die Änderung eines Zustimmungs- 
gesetzes nur dann der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, wenn durch das Änderungsgesetz Vorschrif- 
ten geändert werden, die die Zustimmungsbedürftig- 
keit des ursprünglichen Gesetzes begründet haben. 
Diese Voraussetzung ist bei dem vorliegenden Ge- 
setzentwurf nicht erfüllt. 

Zu 2. a) 

Der Begriff „Seewasserstraßen", den der Bundesrat 
an Stelle des Begriffs „Küstengewässer" verwenden 
möchte, ist zwischen dem Reich bzw. dem Bund und 
den Ländern seit dem Staatsvertrag, betr. den Über- 
gang der Wasserstraßen von den Ländern auf das 
Reich vom 29. Juli 1921 streitig. Während der Bund 
zu den mit diesem Vertrag übertragenen Seewasser- | 
Straßen alle Küstengewässer innerhalb der Hoheits- | 
grenzen rechnet, sind nach Ansicht der Küstenländer i 
durch den Staatsvertrag lediglich die in die hohe See j 
hinausführenden Fahrwasser übergegangen, die in | 


der Regel besonders gekennzeichnet sind. Die Streit- 
frage ist neuerdings Gegenstand eines Rechts- 
streites, in dem das Oberlandesgericht Schleswig 
(Urteil 6 U/50/62 vom 22, November 1963, noch nicht 
rechtskräftig) grundsätzlich der Auffassung des Bun- 
des gefolgt ist. Der Bund kann mit der Ersetzung des 
Begriffs „Küstengewässer" durch „Seewasserstraßen" 
nur dann einverstanden sein, wenn die vom Ober- 
landesgericht Schleswig dazu gegebene Auslegung 
aufrechterhalten wird. Anderenfalls müßte im Falle 
des § 1 Abs. 1 Nr. 1 die räumliche Begrenzung der 
Verwaltungsbefugnisse des Bundes durch eine nach- 
folgende Festlegung des Begriffs „Seewasserstraßen" 
geklärt werden, während im Falle des § 6 Abs. 1 
Nr. 2 eine erneute Gesetzesänderung notwendig 
würde, um sicherzustellen, daß der Bund für alle 
Wasserflächen der Küstengewässer einheitliche Ver- 
kehrsvorschriften erlassen kann. Es darf hierzu auch 
auf das Urteil vom 30. Oktober 1962 verwiesen wer- 
den (BVerfGE 15 S. 1 ff.). 

Zu 2, b) 

In § 1 Abs, 1 Nr. 3 kann das Wort „Wasserfahr- 
zeuge" nicht durch „Seeschiffe" ersetzt werden. 
Überwacht werden müssen auch die Binnenschiffe, 
die nur gelegentlich die Grenze der Seefahrt über- 
schreiten. Schließlich ist es schwierig, Wasserfahr- 
zeuge, denen nicht mehr die Schiffseigenschaft zu- 
gesprochen werden kann, gegen die Wasserfahr- 
zeuge abzugrenzen, die zweifelsfrei als Schiffe zu 
bezeichnen sind. Die Bundesregierung hält in be- 
grenztem Umfang auch eine Überwachung von Was- 
serfahrzeugen, die nicht Schiffe sind, für erforderlich. 
Maßgeblich ist die Teilnahme am allgemeinen Ver- 
kehr. So werden bereits gegenwärtig kleinere Was- 
serfahrzeuge wegen der Führung vorschriftsmäßiger 
Positionslaternen überprüft. 

Die Bundesregierung ist auch der Ansicht, daß die 
zur Streichung empfohlenen Worte „und Maßnah- 
men" in § 1 Abs. 1 Nr. 3 beibehalten werden .sollten. 
Eine genügende Konkretisierung dieses Begriffs 
wird bereits durch die vorhergehenden Worte „auf 
dem Gebiet der Seeschiffahrt, die Überwachung der 
für die Verkehrssicherheit der Wasserfahrzeuge vor- 
geschriebenen" erreicht. Gemeint sind hier eine 
Reihe von Maßnahmen, die für die Sicherheit der 
Schiffahrt von großer Bedeutung sind, so z. B. das 
Stellen eines Ausgucks bei unsichtigem Wetter, das 
Abhalten von Rettungsübungen der Besatzung, die 
Wahrnehmung von Funkwachen u. ä. 

Zu 2. c) 

Den vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderungen 
wird nicht zugestimmt. Die Verwaltungsaufgaben 
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nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 bis 6 sind bisher entweder 
überhaupt nicht oder von den Ländern „auftrags- 
weise“ durchgeführt worden. 

Die Zuständigkeit für die in Nr. 4 genannte Ver- 
waltungsaufgabe ist bisher nicht geregelt. Die Bord- 
ausbildung muß im Interesse eines einheitlichen Lei- 
stungs- und Ausbildungsstandes der im Borddienst 
der Seeschiffe Beschäftigten von einer zentralen 
Stelle überwacht werden. Bisher wird diese Über- 
wachung vom Verein zur Förderung des seemänni- 
schen Nachwuchses durchgeführt, dem der Bund, die 
Küstenländer, die Reederverbände und die Gewerk- 
schaften als Mitglieder angehören. Ein den Verein 
dazu befugiender Auftrag konnte jodoch nicht erteilt 
werden, da weder der Bund noch die Länder dazu 
ermächtigt sind. Die bisherige Praxis soll unver- 
ändert bleiben. Der Verein soll vom Bund beauftragt 
und insoweit im Interesse der Einheitlichkeit an 
seine Weisungen gebunden werden. Eine Anerken- 
nung von Ausbildungsschiffen sieht § 22 Abs. 3 der 
Schiffisbesetzungsordnung bereits vor, ohne daß 
diese Verwaltungsaufgabe dem Bund bisher durch 
Gesetz übertragen wurde. 

Die in Nr. 5 geregelte Erteilung von Befähigungs- 
zeugnissen wurde 1921 Aufgabe des Reichs. Sie 
wurde — abgesehen von der Erteilung von Funk- 
zeugnissen — im Wege der „Auftragsverwaltung“ 
der Weimarer Reichsverfasßung von Länderbehör- 
den wahrgenommen. Auch gegenwärtig wird noch 
entsprechend verfahren. Da bei den Ländern Zweifel 
bestehen, ob diese Aufgabe über § 1 Abs. 2 Satz 1 
des Gesetzes über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiet der Seeschiffahrt vom 22. November 1950 
Bundesaufgabe geworden ist, ist eine Klarstellung 
erforderlich. Nr. 5 des Entwurfs berücksichtigt dabei, 
daß die Behörden der Wasser- und Schiffahrtsver- 
waltung, die seinerzeit als Länderbehörden auftrags- 
weise tätig wurden, nach dem Grundgesetz Bundes- 
behörden sind. 

Unter Nr. 6 können zunächst die Verwaltungsakte 
fallen, die im Einzelfall die notwendige Zahl von 
Besatzungsmitgliedern (§ 3 des Seemannsgesetzes) 
festsetzen. Es kann erforderlich sein, für Schiffe glei- 
cher Größe je nach ihren baulichen Besonderheiten 
oder ihrem Einsatz verschieden viele Besatzungs- 
mitglieder zu fordern. 

Unter § 1 Abs. 1 Nr. 6 fallen sodann die in der Praxis 
wichtigen Ausnahmegenehmigungen nach § 34 der 
Schiffsbesetzungsordnung, mit denen im Einzelfall 
von der in der Schiffsbesetzungsordnung vorgesehe- 
nen Besetzung abgewichen werden kann. Diese Aus- 
nahmegenehmigung war früher eine Aufgabe des 
Reichs; sie ist nach § 1 Abs. 1 Satz 1 des o. a. Auf- 
gabengesetzes auf den Bund übergegangen. Audi 
diese Aufgabe wird „auftragsweise“ von den Län- 
derbehörden wahrgenommen, wobei über Weisun- 
gen des Bundes eine einheitliche Handhabung des 
Ermessens sichergestellt ist. Damit andererseits die 
Einheitlichkeit auch weiterhin sichergestellt bleibt, 
ist die Nr. 6 erforderlich. Um jedodi klarzustellen, 
daß mit der Nr. 6 dem Bund keine Reditsetzungs- 
kompetenz gegeben werden soll, dürfte es sich emp- 
fehlen, nach dem Wort „Mindestbesatzung“ die 
Worte „durch Verwaltungsakt“ einzufügen. 


Die in § 1 Abs. 1 Nr. 7 aufgeführten Genehmigungen 
sind Spezialfälle der nach der Verordnung über ge- 
fährliche Seefrachtgüter notwendigen Genehmigun- 
gen. Während diese Ausnahmegenehmigungen im 
allgemeinen wie bisher von den zuständigen Lan- 
desbehörden zu erteilen sind, werden die Genehmi- 
gungen in den Sonderfällen des § 1 Abs. 1 Nr. 7 auf 
Anregung des nach Artikel 3 Abs. 4 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 1953 (BGBl. II S. 603) vorgesehe- 
nen Fachausschusses vom Bund zu erteilen sein, da 
hier nur eine zentrale Regelung den praktischen Be- 
dürfnissen entspricht. 

Zu 2. d) 

Die Bundesregierung vermag dem Vorschlag, in § 1 
Abs. 1 die Nr. 12 zu streichen, nicht zu folgen. Die 
vom Bund schon gegenwärtig wahrgenommene Auf- 
gabe verstößt nicht gegen das Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 30. Oktober 1962, mit dem 
das Gesetz über die Reinhaltung der Bundeswasser- 
straßen für nichtig erklärt und die Reinhaltung der 
Wasserstraßen zur ausschließlichen Aufgabe der 
Länder erklärt worden ist. Der Bund beschränkt sich 
bei dieser Aufgabe, die durch das Deutsche Hydro- 
graphische Institut ausgeübt wird, auf die bloße 
Feststellung schädlicher Beimengungen im Meer- 
wasiser, ohne dn die bestehenden Zuständigkeiten 
der Länder einzudringen. Daß die Aufgabe in das 
Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf dem Ge- 
biete der Seeschiffahrt aufgenommen worden ist, 
hat seinen Grund darin, daß für den Betrieb der 
Seeschiffe große Mengen von Seewasser benötigt 
werden (Ballastwasser, Waschwasser). 

Zu 3. 

§ 1 Abs. 2 des Gesetzentwurfs kann nur unter den 
zu 2, a) dargelegten Voraussetzungen gestrichen 
werden. 


Zu 4. 

Der Streichung des § 2 des Gesetzentwurfs wird 
nicht zugestimmt. Es wird damit dem Vorbild des 
Gesetzes über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiet der Binnenschiffahrt gefolgt. 

Gegen die Einfügung einer neuen Vorschrift über 
die Aufgaben der See-Berufsgenossenschaft beste- 
hen keine Bedenken, sofern gleichzeitig § 4 Abs. 1 
des Gesetzes vom 22. November 1950 (BGBl. S. 767) 
aufgehoben wird. Dann ist es allerdings erforder- 
lich, auch die Vorschrift des § 4 Abs. 1 Satz 2 des 
Gesetzes vom 22. November 1950 in die neue Vor- 
schrift zu übernehmen. 


Zu 5. 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Streichung des 
§ 3 wird nicht zugestimmt. 

Die vom Bundesrat gegebene Begründung trifft nicht 
zu. 
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Wesentlicher Inhalt aller Ausbiidungs- und Prü- 
fungsvorschriften der Schiffsbesetzungsordnungen 
seit 1869 war die starke Stellung des Reichs bei 
der Durchführung der Prüfungen, die dadurch als 
Berufseingangsprüfungen charakterisiert sind. Die 
oberste (Reichs-) Bundesbehörde hat das Recht (jetzt 
§ 31 Schiffsbesetzungsordnung), die Prüfungen durch 
(Reichs-) Bundesbeauftragte zu beaufsichtigen, die 
gegen eine den Vorschriften widersprechende Zu- 
lassung Einspruch erheben, schriftliche Prüfungs- 
arbeiten einsehen, in der mündlichen Prüfung Fra- 
gen stellen können und vor allem gegen Entschei- 
dungen der Prüfungsausschüsse ein Recht zum Ein- 
spruch haben, über den die oberste (Reichs-) Bun- 
desbehörde entscheidet. Die (Reichs-) Bundesbe- 
hörde hat damit bei der Prüfung eine beherrschende 
Stellung. Da die Länder gegen diese weitgehende 
Einschaltung des Bundes verfassungsrechtliche Be- 
denken erhoben, wurden die Befugnisse in den letz- 
ten Jahren nur noch eingeschränkt ausgeübt. § 3 des 
Entwurfs gibt dem Bund infolgedessen nur noch 
bescheidene Möglichkeiten zur Information. 

Die Bundesregierung ist bereit, den bei den Ver- 
handlungen im Bundesrat geäußerten Rechtsbeden- 
ken (Möglichkeit einer unzulässigen Mischverwal- 
tung) durch eine Änderung des Wortlauts Rechnung 
zu tragen, die die Berufseingangsprüfungen für Ka- 
pitäne und Besatzungsmitglieder grundsätzlich als 
Bundesaufgabe bezeichnet, dem Bund jedoch die Mög- 
lichkeit gibt, auf eigene Berufseingangsprüfungen 
zu verzichten, wenn und soweit die seemännischen 
Fachschulen Schuiabschlußprüfungen durchführen, 
bei denen die Rechtsvorschriften des Bundes für die 
Berufseingangsprüfung beachtet werden und ein 
Vertreter des Bundes zur Information zugelassen 
wird. Als Wortlaut wird dafür vorgeschlagen: 

„Die Abnahme der Prüfungen, mit denen Bewerber 
um Bordsteliungen als Kapitän oder Besatzungs- 
mitglied ihre fachliche Eignung nachzuweisen 
haben, ist Aufgabe des Bundes. Der Bund kann 
durch Verwaltungsvereinbarungen mit den Län- 
dern auf die Abnahme der Prüfungen nach Satz 1 
verzichten, soweit sie durch Schulabschlußprüfun- 
gen ersetzt werden können und dabei die Rechts- 
vorschriften des Bundes über die Zulassung, das 
Verfahren und die Anforderungen beachtet wer- 
den und wenn ein Vertreter des Bundes zu den 
Prüfungen zugelassen wird, der dem Prüfungs- 
ausschuß nicht angehört. Verwaltungsvereinba- 
rungen nach Satz 2 sind im Bundesanzeiger be- 
kanntzumachen. '' 

Zu 6. 

Die Streichung des § 4 Abs. 1 Nr. 3 wird zunächst 
durch den Hinweis auf die vom Bundesrat empfoh- 
lene Streichung des § 1 Abs. 1 Nr. 12 nicht in vollem 
Umfange gerechtfertigt. Auch eine Änderung des 
ersten Halbsatzes entfällt, wenn § 1 Abs. 1 Nr. 12 
aus den zu 2. d) der Stellungnahme des Bundesrates 
angegebenen Gründen beibehaiten wird. Der zweite 
Halbsatz ist, nachdem die Weisungsrechte der hier 
beteiligten Bundesressorts (BMwF, BMGes, BMV) in 
einer Vereinbarung festgeiegt worden sind, entbehr- 
lich. 


Zu 7. 

Die Bundesregierung widerspricht der Neufassung 
des § 5 und verweist dazu auf ihre Ausführungen 
zu 2. b) und c) (betr. § 1 Abs. 1 Nr. 3 und 4). 


Zu 8. 

Zu a) 

Richtig ist, daß das Gesetz über den Beitritt der 
BRD zum Internationalen Schiffssicherheitsvertrag, 
London 1948, dem Bund keine Verwaitungsbefug- 
nisse hinsichtlich der Führer von Sportfahrzeugen 
übertragen hat. Das ist aber kein Grund, dem Bund 
den Erlaß von Rechtsvorschriften zu versagen, die 
zur Sicherung der Seeschiffahrt erforderlich werden. 
Hierzu wird auf das oben — zu 2. a) — zitterte Ur- 
teil des Bundesverfassungsgerichts vom 30. Oktober 
1962 verwiesen. Es wäre auch nicht einzuisehen, dem 
Bund eine solche Ermächtigung zu verweigern, nach- 
dem er sie für die auf Binnenschiffahrtstraßen ver- 
kehrenden Sportfahrzeuge durch das Gesetz über 
die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Bin- 
nenschiffahrt erhalten hat. 

Zu b) 

Die Ermächtigung in Artikel 3 Abs. 1 Nr. 7 des Ge- 
setzes über den Beitritt der Bundesrepublik Deutsch- 
land zum Internationalen Schiffssicherheitsvertrag, 
London 1948, entfällt (vgl. § 17 Nr. 8). Da das vor- 
liegende Gesetz nicht von den Ländern durchgeführt 
wird und nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, sind auch die auf Grund des Gesetzes zu er- 
lassenden Rechtsverordnungen nicht zustimmungs- 
bedürftig. Eine Zustimmung des Bundesrates ist nur 
dann nötig, wenn die dafür im Grundgesetz vor- 
gesehenen Voraussetzungen erfüllt sind. 

Zu c) 

Die vom Bundesrat gewünschte Konkretisierung 
liegt bereits in den einleitenden Worten des § 6 
Abs. 1 Satz 1. Die Ermächtigung des § 6 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 6 gilt danach nur für Rechtsverordnungen „zur 
Abwehr von Gefahren für die Sicherheit und Leich- 
tigkeit des Verkehrs". 

Diesem Zweck dienen 

aa) die Meldungen über während der Reise erlittene 
Schiffsunfälle; 

bb) die Meldungen zur Sicherung der Schiffahrt vor 
besonderen Gefahren (Wirbelstürme, Eis, trei- 
bende Wracks usw.); 

cc) die zeitlich und örtlich beschränkten Meldungen 
bei Konsulaten, die notwendig werden können, 
wenn sich bei politischen Verwicklungen in be- 
stimmten Seegebieten Gefahren für den Seever- 
kehr ergeben. 

Zu d) 

Angesichts der in diesem Gesetz geregelten Ver- 
waltungsaufgaben kann sich der Bund darauf be- 
schränken, seine eigenen Behörden zu bestimmen. 
Es hat sich als zweckmäßig erwiesen, bundeseigene 
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Behörden, welche die in einer Verordnung näher 
geregelten Verwaltungstätigkeiten auszuüben 
haben, in der Verordnung zu bezeichnen. Die Bun- 
desregierung schlägt vor, in § 6 Abs, 1 Satz 2 hinter 
dem Wort „können" einzufügen soweit sie vom 
Bund auszuführen sind,“. 

Zu e) 

Die Bundesregierung hält die vom Bundesrat vor- 
geschlagene Einfügung nicht für gerechtfertigt, da 
der Schiffssicherheitsvertrag, London 1948, nach dem 
Inkrafttreten des Schiffssicherheitsvertrages von 
1960 gekündigt werden muß und das Beitrittsgesetz 
zu jenem Vertrag danach ganz aufgehoben werden 
kann. Teile des Beitrittsgesetzes zum Schiffssidier- 
heitsvertrag von 1948 werden schon im vorliegenden 
Gesetz aufgehoben; s. dazu § 17 Nr. 8. 

Zu f) 

Die Bundesregierung hält die vom Bundesrat vor- 
geschlagene Einfügung im Absatz 3 nicht für ge- 
boten, da der BMA bei den Rechtsverordnungen nach 
Absatz 1 Nr. 4 und 5 nach der Geschäftsordnung 
ohnehin zu beteiligen ist und hierüber zwischen 
BMV und BMA Einvernehmen besteht. Daß das Ein- 
vernehmen mit dem BMP bei Rechtsverordnungen 
auf dem Gebiete des Funkwesens ausdrücklich her- 
vorgehoben wird, ist deswegen begründet, weil der 
BMP entsprechende Regelungen nach dem Gesetz 
über Fernmeldeanlagen auch allein treffen könnte. 

Zu g) 

Die Bundesregierung hat den § 6 Abs. 4 in den Ent- 
wurf des Gesetzes aufgenommen, um etwaige Zwei- 
fel auszuräumen, ob alle Ermächtigungen nach § 6 
Abs. 1 und 2 ohne den ergänzenden Zusatz in Ab- 
satz 4 zur Durchsetzung internationaler Vereinba- 
rungen geeignet sind. Sie würde gegen eine Strei- 
chung des Absatzes 4 keine Einwendungen haben, 
wenn in sonstiger Weise klargestellt würde, daß 
diese Eignung bei allen Ermächtigungen als vorlie- 
gend angenommen werden kann. Das könnnte nach 
Auffassung der Bundesregierung dadurch erreicht 
werden, daß im Einleitungssatz des §6 in der 3. Zeile 
das Wort „Verkehrs" durch „Seeverkehrs" ersetzt 
wird, 


Zu 9. 

Der Vorschlag unter a) hängt davon ab, ob § 3 ge- 
strichen oder neu gestaltet wird; vgl. insoweit oben 
zu 5. 

Die Bundesregierung hält die Neufassung des Ab- 
satzes 2 nicht für gerechtfertigt, da die verfassungs- 
mäßigen Voraussetzungen für die Zustimmungs- 
bedürftigkeit der einschlägigen Verordnungen nicht 
gegeben sind (Artikel 80 Abs. 2 GG) und das Grund- 
gesetz eine gewillkürte Zustimmung des Bundes- 
rates nicht kennt. 

Zu 10. 

Der Streichung des § 14 kann aus den in der Begrün- 
dung näher dargelegten Gründen nicht zugestimmt 
werden. 

Hingegen hat die Bundesregierung keine Bedenken, 
der vom Bundesrat empfohlenen Ausnahmevor- 
schrift für die im Bereich des Hamburger Hafens 
liegenden Teile der Bundeswasserstraße Elbe zu fol- 
gen. 

Zu 13. 

Zu a) 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß § 17 Nr. 6 
unverändert bleiben sollte. Sie verweist hierzu auf 
ihre Ausführungen zu § 1 Abs. 1 Nr. 5 des Gesetz- 
entwurfs [vgl. oben zu 2. c)]. 

Zu b) 

Die Bundesregierung verweist auf ihre Ausführun- 
gen zu 4. und hält es danach nur für erforderlich, 
in § 17 Nr. 7 an Stelle von „§§ 2 und 4 Abs. 2" zu 
setzen „§§ 2 und 4“. 

Zu c) 

Die in § 17 Nr. 8 genannten Vorschriften des Schiffs- 
sicherheitsvertragsgesetzes müssen außer Kraft ge- 
setzt werden, weil sie durch Vorschriften des vor- 
liegenden Gesetzes ersetzt werden und der Schiffs- 
sicherheitsvertrag von 1948 ohnehin in Kürze durch 
den neuen Vertrag von 1960 abgelöst wird. 
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